
URTEIL VOM 24. 4. 1980 — RECHTSSACHE 65/79 

preises von aus einem Drittstaat ein­
geführten Waren durch die zuständi­
gen Behörden eines Mitgliedstaats 
entspricht nicht den Zielsetzungen, 
die den Vorschriften über die Bestim­
mungen des Zollwerts der Waren zu­
grunde liegen. 

2. Die Feststellung des Zollwerts nach 
den Grundsätzen der Verordnungen 
Nr. 803/68 und 375/69 hat nicht die 
Verpflichtung der Steuerverwaltungen 
der Mitgliedstaaten zur Folge, diesen 
Wert für andere Zwecke als die An­
wendung des Gemeinsamen Zolltarifs 
als verbindlich anzuerkennen. Arbeitet 
ein Unternehmen, das zu einem ande­
ren Unternehmen oder zu einer Un­
ternehmensgruppe gehört, deren Lei­
tung sich außerhalb des betreffenden 
Mitgliedstaats befindet, in seinen 
Beziehungen zu dieser Unternehmens­
leitung oder zu anderen, derselben 
Gruppe angehörenden Unternehmen 
mit Preisen, deren Anwendung eine 
rechtswidrige Kapital- oder Gewinn­
verlagerung mit sich bringen könnte, 
so ist es Sache des betreffenden Mit­
gliedstaats, die geeigneten Maßnah­
men zu ergreifen, um derartige Ma­
chenschaften festzustellen sowie gege­
benenfalls nach seinen Steuergesetzen 

und nicht durch Anwendung der ge­
meinschaftsrechtlichen Bestimmungen 
über den Zollwert zu ahnden. 

3. Wenn ein Importeur das in der An­
lage zur Verordnung Nr. 375/69 ent­
haltene Formblatt genau und vollstän­
dig ausgefüllt hat, wenn unstreitig ist, 
daß die Waren dem Käufer tatsäch­
lich in der in der Rechnung angegebe­
nen Qualität und Menge geliefert 
worden sind und daß der Verkäufer 
den in Rechnung gestellten Preis voll­
ständig erhalten hat, und wenn dem 
Importeur nicht vorgeworfen wird, 
von den Zollbehörden möglicherweise 
verlangte nähere Angaben nicht ge­
macht zu haben, so hat er gegen 
keine der Verpflichtungen verstoßen, 
die ihm nach den gemeinschaftsrecht­
lichen Vorschriften über den Zollwert 
der Waren und nach Artikel 13 des 
Abkommens zwischen der EWG und 
der Schweizerischen Eidgenossen­
schaft vom 22. Juli 1972 obliegen. Da­
gegen richten sich die Rechtsfolgen in 
anderen Bereichen — etwa im übrigen 
Abgabenrecht mit Ausnahme des Zoll­
rechts — , die nicht durch von den 
Gemeinschaftsorganen erlassene Be­
stimmungen geregelt sind, nach dem 
Recht des jeweiligen Mitgliedstaats. 

In der Rechtssache 65/79, 

betreffend das dem Gerichtshof nach Artikel 177 E W G - V e r t r a g vom U n t e r ­
suchungsrichter am Tribunal de G r a n d e Instance N a n t e r r e in der bei diesem 
anhängigen Strafsache gegen 

R E N Ė CHÂTAIN, Geschäftsführer der Firma Société à responsabilité limitée 
„Laboratoires Sandoz" , Ruei l -Malmaison, 

vorgelegte Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung der Vero rd ­

nungen Nr . 803 /68 , 1581/74 , 375 /69 und 6 0 3 / 7 2 über den Zollwert sowie 

der Vero rdnung Nr . 2840/72 über das Abkommen E W G / S c h w e i z 

erläßt 
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D E R G E R I C H T S H O F 

unter Mitwirkung des Präsidenten H . Kutscher, der Kammerpräs identen 
A. O'Keeffe und A. Touffait, der Richter J. Mertens de Wilmars, P . Pesca­
tore , Mackenzie Stuart, G. Bosco, T . Koopmans und O . Due , 

Generalanwalt : F. Capotort i 
Kanzler : A. Van Hou t t e 

folgendes 

URTEIL 

Tatbestand 

Die Vorlagebeschlüsse und die gemäß 
Artikel 20 des Protokolls über die Sat­
zung des Gerichtshofes der EWG einge­
reichten Erklärungen lassen sich wie 
folgt zusammenfassen: 

I — S a c h v e r h a l t und V e r f a h r e n 

Die Firma Sandoz AG mit Sitz in der 
Schweiz, nachstehend als Sandoz-
Schweiz bezeichnet, verkauft ihrer Toch­
tergesellschaft, der Firma Sàrl „Labora­
toires Sandoz" mit Sitz in Frankreich, 
nachstehend Sandoz-Frankreich genannt, 
chemische Erzeugnisse. Diese Verkäufe 
erfolgen im Rahmen eines Vertrages vom 
6. Mai 1935, mit der Sandoz-Schweiz 
der Sandoz-Frankreich eine Alleinher­
stellungslizenz erteilt hat. Danach sollen 
die Grundstoffe für die Herstellung der 
Lizenzerzeugnisse „vorzugsweise" bei 
Sandoz-Schweiz gekauft werden, nach­

dem zuvor in jedem Einzelfall Einigung 
über die Verkaufspreise und -bedingun-
gen erzielt worden ist. 

Die auf diese Weise verkauften chemi­
schen Erzeugnisse sind zwei natürliche 
Wirkstoffe, nämlich Ergotamintartrat, 
nachstehend als Ergotamin bezeichnet, 
und Dihydroergotaminmethansulfonat, 
nachstehend als Dihydroergotamin be­
zeichnet. Bei diesen Wirkstoffen handelt 
es sich um Mutterkornsubstanzen, die 
für die Zubereitung von durch Sandoz-
Frankreich hergestellten Arzneispezialitä­
ten verwendet werden. 

Im Zuge einer bei Sandoz-Frankreich 
durchgeführten Zollinspektion stellte die 
Zollfahndung folgendes fest: 

Sandoz-Schweiz stellte für Ergotamin je 
Gramm 67 SFR in Rechnung, was je 
nach Wechselkurs einem Gegenwert von 
84,52 bis 95,50 FF entsprach; für Dihy-
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droergotamin wurden je Gramm 80 SFR 
berechnet, was je nach Wechselkurs 
einem Gegenwert von 102,40 bis 115,46 
FF entsprach. 

Gestützt auf Vergleiche der Preise für 
diese Erzeugnisse mit Preisen, die von 
anderen Herstellern als Sandoz-Schweiz 
bei der Einfuhr nach Frankreich berech­
net oder angeboten werden, erkannten 
die Zollbehörden jedoch die von San­
doz-Schweiz festgesetzten Preise nicht 
an und legten einen normalen Einfuhr­
preis von 36,52 FF für Ergotamin und 
54,23 FF für Dihydroergotamin zu­
grunde. 

Während also der in der Zeit vom 4. Ja­
nuar 1971 bis 3. November 1973 ange­
meldete Gesamtwert 89 929 024 FF be­
trug, belief sich der von den Zollbehör­
den anerkannte Wert lediglich auf 
53 142 943 FF und war damit um 
36 786 081 FF geringer. 

Im Anschluß an diese Beanstandungen 
errichtete die Zollfahndung am 20. Fe­
bruar 1974 ein Protokoll, aufgrund des­
sen sie bei der Staatsanwaltschaft beim 
Tribunal de Grande Instance Nanterre 
wegen der folgenden strafbaren Hand­
lungen Anzeige erstattete: 

— falsche Angaben bei der Anmeldung 
des Einfuhrwerts, da Sandoz-Frank-
reich die oben bezeichneten Erzeug­
nisse zu eindeutig überhöhten Preisen 
gekauft habe, und 

— rechtswidriger Kapitaltransfer ins 
Ausland, denn Sandoz-Frankreich 
habe durch die höheren Zahlungen 
ihre Gewinne wieder in die Schweiz 
verbracht, ohne dafür in Frankreich 
Steuern zu zahlen, 

Zuwiderhandlungen, strafbar nach den 
Artikeln 35, 414, 426 Absatz 3, 435, 399 
und 459 des französischen Code des 
Douanes sowie nach dem Dekret Nr. 
68-1021 vom 24. November 1968. 

Der mit dem Verfahren befaßte Untersu­
chungsrichter am Tribunal de Grande 
Instance Nanterre eröffnete gegen Herrn 
René Châtain, Geschäftsführer von San­
doz-Frankreich, wegen „nicht erklärter 
Einfuhr verbotener Waren" und „rechts­
widrigen Kapitaltransfers ins Ausland" 
die Voruntersuchung. 

Nach Artikel 426 Absatz 3 Code des 
Douanes gilt die falsche Angabe des 
Zollwerts als nicht erklärte Einfuhr ver­
botener Waren, die ein Vergehen ersten 
Grades darstellt; der rechtswidrige Kapi­
taltransfer ist gemäß den staatlichen 
Rechtsvorschriften eine strafbare Hand­
lung nach den Artikeln 1 und 3 des De­
krets Nr. 68-1021 vom 24. November 
1968 (ABl. der Französischen Republik 
vom 25.11.1968, S. 11081). 

Sandoz-Frankreich ist diesen beiden 
Vorwürfen unter anderem mit den fol­
genden Argumenten entgegengetreten: 

— Zunächst zum Vorwurf der falschen 
Angabe des Zollwerts: 

1. Nach der Verordnung Nr. 803/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über 
den Zollwert der Waren (ABl. L 
148 vom 28.6.1968, S. 6) sei eine 
Berichtigung des vertraglich 
vereinbarten Preises nach unten, 
das heißt eine' Herabsetzung die­
ses Preises, ausgeschlossen. 

2. Ein Vergleich der angemeldeten 
Preise mit den Preisen von Waren 
anderen Ursprungs sei nicht zuläs­
sig. 

3. Die Verordnung Nr. 375/69 der 
Kommission vom 27. Februar 
1969 über die Anmeldung der An­
gaben über den Zollwert der Wa­
ren (ABl. L 52 vom 3.3.1969, S. 1) 
beschränkte die Pflichten des Im­
porteurs hinsichtlich der vorzu­
nehmenden Anmeldung. 

4. Im vorliegenden Fall gebe es keine 
unrichtigen Rechnungen. 
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— Was den Verstoß gegen die devisen­
rechtlichen Bestimmungen angehe, so 
wendeten die französischen Behörden 
die gemeinschaftsrechtlichen Vor­
schriften über den Zollwert hierauf 
zu Unrecht an, da diese Vorschriften 
einen völlig anderen Gegenstand hät­
ten als die devisenrechtlichen Bestim­
mungen. 

Sandoz-Frankreich hat im Anschluß an 
diese Argumentation eine Reihe von Fra­
gen an den Gerichtshof formuliert, die 
sich der Untersuchungsrichter am Tribu­
nal de Grande Instance Nanterre mit Be­
schluß vom 7. M:rz 1979 zu eigen ge­
macht und denen er mit Beschluß vom 
14. Mai 1979 eine elfte Frage hinzuge­
fügt hat. 

Die gestellten Fragen lauten wie folgt: 

„Erste Frage 

Erlauben es die Verordnung (EWG) Nr. 
803/68 des Rates vom 27. Juni 1968 über 
den Zollwert der Waren, insbesondere 
die Artikel 1 bis 10 dieser Verordnung, 
sowie die Verordnung (EWG) Nr. 
1581/74 der Kommission vom 24. Juni 
1974 über die Anerkennung von Preiser­
mäßigungen bei der Ermittlung des Zoll­
werts den zuständigen Behörden eines 
Mitgliedstaats, aus einem Drittstaat ein­
geführten Waren einen niedrigeren Zoll­
wert als den beizulegen, den der Impor­
teur erklärt hat oder der sich — für nach 
dem Inkrafttreten der Verordnung 
(EWG) Nr. 375/69 der Kommission vom 
27. Februar 1969 durchgeführte Einfuh­
ren — aus den vom Importeur gemach­
ten Angaben über den Zollwert ergibt? 

Zweite Frage 

Im Falle der Bejahung der ersten Frage: 
Erlauben es die vorgenannten Verord­
nungen den zuständigen Behörden eines 
Mitgliedstaats, den Wert, den der Impor­
teur erklärt hat oder der sich bei Anwen­

dung der Verordnung Nr. 375/69 aus 
den vom Importeur gemachten Angaben 
ergibt, unter Berufung auf einen Ver­
gleich zwischen diesem Wert und dem in 
einem oder mehreren anderen Kaufver­
trägen über das gleiche Erzeugnis verein­
barten Preis zu kürzen? 

Dritte Frage 

Im Falle der Bejahung der zweiten 
Frage: In welche Einfuhrländer oder aus 
welchen Ausfuhrländern müssen die Ver­
käufe erfolgt sein, damit die zuständigen 
Behörden eines Mitgliedstaats aufgrund 
der vorgenannten Verordnungen befugt 
sind, auf die für diese Verkäufe verein­
barten Preise eine Herabsetzung des er­
klärten oder des sich aus den vom Im­
porteur gemachten Angaben ergebenden 
Wertes zu stützen? 

Insbesondere: 

a) Müssen die Verkäufe, deren Preis als 
Referenzpreis verwendet werden soll, 
notwendig zwischen einem Exporteur 
und einem Importeur erfolgt sein, die 
ihren Sitz jeweils in dem gleichen 
Land wie diejenigen haben, zwischen 
denen der Kaufvertrag abgeschlossen 
wurde, hinsichtlich dessen die Erklä­
rung des Wertes durch den Importeur 
oder die von ihm gemachten Angaben 
über den Zollwert beanstandet wer­
den? 

b) Im Falle der Verneinung der Teil­
frage Nr. 3a): Gestatten die genann­
ten Verordnungen und die Verord­
nung Nr. 603/72 der Kommission 
vom 24. März 1972 über den für die 
Ermittlung des Zollwerts maßgeben­
den Käufer die Berücksichtigung von 
Kaufverträgen : 

— mit Exporteuren mit Sitz in ande­
ren Mitgliedstaaten? 

— mit Importeuren mit Sitz in ande­
ren Mitgliedstaaten? 

— mit Exporteuren mit Sitz in Dritt­
staaten? 
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— mit Importeuren mit Sitz in Dritt-
staaten? 

— zwischen einem Lieferanten und 
einem Käufer jeweils mit Sitz in 
Drittstaaten? 

Vierte frege 
Im Falle der Bejahung der zweiten 
Frage: Gestatten es die genannten Ver­
ordnungen den zuständigen Behörden, 
als Referenzpreis, der «ine Herabsetzung 
des vom Importeur erklärten oder bei 
Anwendung der Verordnung Nr. 375/69 
des sich aus den vom Importeur gemach­
ten Angaben ergebenden Wertes begrün­
den soll, folgende Preise zu berücksichti­
gen: 

a) In Kaufverträgen über Erzeugnisse 
aus Staatshandelsländern vereinbarte 
Preise? 

b) Preise, die in Kaufverträgen über Imi­
tationserzeugnisse der Erzeugnisse 
vereinbart worden sind, welche Ge­
genstand des Kaufvertrages sind, hin­
sichtlich dessen der 'Zollwert herabge­
setzt wird? 

Fünfte Frage 
Im Falle der Bejahung der ersten Frage: 
Sind die zuständigen Behörden des Ein­
fuhrlandes, wenn aus rechtlichen oder 
tatsächlichen Gründen kein Referenz­
preis verwendet werden kann, berechtigt, 
einseitig auf andere Methoden oder An­
haltspunkte zurückzugreifen, bejahen­
denfalls aufweiche? 

Sechste Frage 
Nach welchen Kriterien muß der Zoll-
wert, soweit die von der französischen 
Verwaltung zur Bestimmung dieses Wer­
tes verwandten Methoden nicht aner­
kannt werden sollten, richtigerweise er­
mittelt werden, wenn kein gültiger Ver­
gleichspreis zur Verfügung steht und es 
sich um patentierte Erzeugnisse handelt, 

dk Gegenstand eines Kaufvertrages zwi­
schen zwei voneinander nicht unabhängi­
gen Gesellschaften sind? 

Siebente Frage 
Im Falle der Bejahung der ersten Frage: 
Können die zustäsd%en Behörden eines 
Mkghiedstaats einem Importeur ,eine fat­
iche Zollwerterklärung mit Hilfe einer 
falschen, unvollständigen, ungenauen 
oder unanwendbaren Rechnung' (nach 
nationalem Recht einer ,nicht erklärten 
Einfahr verbotener Waren' gleichgestellt) 
vorwerfen — ein Delikt, für das erheb­
liche Geld- und Freiheitsstrafen ange­
droht sind —, obwohl der Importeur der 
Verordnung Nr. 375/69 gerecht gewor­
den ist, indem er die Angaben über den 
Zollwert entsprechend dem in der An­
lage zur Verordnung enthaltenen Frage­
bogen wahrheitsgemäß gemacht hat, und 
obwohl unstreitig ist, daß die Waren 
dem Käufer tatsächlich in der in der 
Rechnung angegebenen Qualität und 
Menge geliefert worden sind und daß 
der Verkäufer den in Rechnung gestell­
ten Preis vollständig erhalten hat? 

Achte Frage 
Sind die Praktik der Herabsetzung des 
erklärten Wertes und die erheblichen 
Folgen, die sie für die Importeure hat, 
mit der durch die Artikel 12 bis 29 
EWG-Vertrag errichteten Zollunion in 
Anbetracht der Verkehrsverlagerungen 
und Wettbewerbsverzerrungen vereinbar, 
die diese Praktik nach sich ziehen kann? 

Neunte Frage 
a) Verbietet Artikel 13 des Abkommens 

zwischen der EWG und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft 
vom 22. Juli 1972 (Verordnung Nr. 
2840/72 des Rates vom 19. 12. 1972), 
der im Verhältnis zwischen der Ge­
meinschaft und der Schweiz Maßnah­
men mit gleicher Wirkung wie men-
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genmäßige Einfuhrbeschränkungen, 
verbietet,, den zuständigen Behörden 
eines Mitgliedstaats damit nicht auch, 
den erklärten oder den sich: aus dem 
vom Importeur gemachten Angaben 
ergebenden Wert herabzusetzen? 

b) Gestattet es Artikel 13 insbesondere, 
daß ein Importeur mit Sitz in einem 
Mitgliedstaat der EWG mit erhebli­
chen Geld- und Freiheitsstrafen belegt 
wird, der seinen Verpflichtungen ge­
recht geworden ist, indem er den zu­
ständigen nationalen Behörden die in 
der Verordnung Nr. 375/69· der.· 
Kommission vom 27. Februar 1969 
vorgeschriebenen Angaben wahrheits­
gemäß und vollständig gemacht hat, 
wenn unstreitig ist, daß die Waren· 
dem Käufer tatsächlich in der in der 
Rechnung angegebenen Qualität und 
Menge geliefert worden sind daß der 
Verkäufer den in Rechnung gestellten 
Preis vollständig erhalten hat? 

Zehnte Frage. 

Im Falle der Bejahung der ersten Frage: 
Verbietet Artikel 19 Absatz 1 des Ab­
kommens EWG/Schweiz vom 22. Juli 
1972, der jede Beschränkung der mit 
dem Warenverkehr verbundenen Zahlun­
gen und der Überweisung dieser Beträge 
zwischen den Staaten der Europäischen 
Gemeinschaft und der Schweiz unter­
sagt, damit den zuständigen Behörden 
eines Mitgliedstaats nicht-auch, den Vor­
gang als rechtswidrigen Kapitaltransfer' 
— einen Verstoß gegen seine Devisenbe­
stimmungen — einzuordnen, durch den 
der Käufer mit Sitz in einem Mitglied­
staat der Europäischen Gemeinschaft ge­
genüber seinem, schweizerischen Liefe­
ranten die· Rechnung über einen Verkauf 
von Waren begleicht, wenn unstreitig ist, 
daß diese Waren, dem Käufer tatsächlich 
in der in der Rechnung angegebenen 
Qualität und Menge geliefert worden 
sind und daß der Verkäufer den in 

Rechnung gestellten Preis vollständig er­
halten hat? 

Elfte Frage 

Erlauben es Artikel' 9 der Verordnung 
Nr. 803/68 des Rates und:, hinsichtlich 
der Einfuhren, für die sie gelten, die 
Verordnung Nr. 375769 der Kommission 
und' deren· Anlage den zuständigen Be­
hörden1 eines Mitgliedstaats,, zur Bestim­
mung des Zollwertes an dem in Rech­
nung, gestellten Preis andere Berichtigun­
gen, nach, unten als diejenigen vorzuneh­
men, die in den Nummern 18 bis 21 der 
vorgenannten Anlage genannt sind und 
die durch Faktoren bestimmt werden, die 
sich vom. Warenpreis unterscheiden, aber 
dennoch in dem' in Rechnung gestellten 
Preis enthalten sind?" 

Die beiden Vorlagebeschlüsse sind am 
18. April und 16. Mai 1979 in das Regi­
ster der Kanzlei des Gerichtshofes einge­
tragen worden. Nach Artikel 20 der Sat­
zung des Gerichtshofes der EWG haben 
die Kommission der Europäischen Ge­
meinschaften;, vertreten durch ihren 
Rechtsberater Jean-Claude Séché als Be­
vollmächtigten, am 12. Juli 1979, der Be­
schuldigte im Ausgangsverfahren, vertre­
ten durch den Rechtsanwalt und Präsi­
denten der Anwaltskammer B. Baudelot 
und Rechtsanwalt R. Saint-Esteben, Pa­
ris, am 25. Juli 1979, die Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland, vertreten 
durch ihren Bevollmächtigten Martin 
Seidel, am 2. August 1979, die französi­
sche Regierung, vertreten durch den 
stellvertretenden Generalsekretär des in­
terministeriellen Ausschusses für Fragen 
der wirtschaftlichen Zusammenarbeit in 
Europa Y'. Cousin als Bevollmächtigten, 
am 3. August 1979, und die Regierung 
des Vereinigtes Königreichs, vertreten 
durch ihren Bevollmächtigten R. D. 
Munrow, Treasury Solicitor's Depart­
ment, am 13. August 1979 schriftliche 
Erklärungen eingereicht. 
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Der Gerichtshof hat auf Bericht des Be­
richterstatters nach Anhörung des Gene­
ralanwalts beschlossen, die mündliche 
Verhandlung ohne vorherige Beweisauf­
nahme zu eröffnen. 

II — N a c h Ar t ike l 20 des P r o t o ­
kol ls über die S a t z u n g des 
G e r i c h t s h o f e s de r E W G ein­
g e r e i c h t e schr i f t l i che E r k l ä ­
r u n g e n 

Erklärungen des Beschuldigten im Aus­
gangsverfahren Châtain 

Vor einer Erörterung der rechtlichen 
Probleme und der verschiedenen Vorla­
gefragen hält es der Beschuldigte im 
Ausgangsverfahren für notwendig, seine 
Darstellung des Sachverhalts sowie die 
Geschichte der Firmen Sandoz und die 
Gründe für die Beziehungen zwischen 
Sandoz-Schweiz und Sandoz-Frankreich 
in Erinnerung zu rufen. 

A — Allgemeine Bemerkungen 

/. Zum Sachverhalt 

Seit 1967 hätten sich die der Firma San­
doz-Frankreich von Sandoz-Schweiz an­
gebotenen Preise in Schweizer Franken 
nicht verändert, so daß jeder Gedanke 
einer spekulativen oder betrügerischen 
Preisberechnung auszuschließen gewesen 
sei. 

Zudem müsse die allgemein sinkende 
Tendenz der in Schweizer Franken aus­
gedrückten Preise dieser Wirkstoffe be­
achtet werden. 

Im übrigen seien die Rechnungspreise 
aufgrund der Vorschriften über die Fest­
stellung des Zollwerts bereits erheblich 
nach oben berichtigt worden. Diese Kor­
rekturen der Rechnungspreise nach oben 
hätten ihren Grund in einem Urteil der 
Cour de Cassation, durch das ein lang­
jähriger, im Jahr 1958 entstandener 

Rechtsstreit zwischen Sandoz-Frankreich 
und der Zollverwaltung beendet worden 
sei. Im Anschluß an dieses Urteil sei es 
zwischen den Parteien zu einer Ver­
einbarung gekommen, nach der die mit 
dem Urteil der Cour de Cassation ge­
troffene Regelung auf die gesamten Ein­
fuhren von Sandoz-Frankreich erstreckt 
worden sei. 

Im Vertrauen auf diese Vereinbarung 
vom 13. Oktober 1972 sei Sandoz-
Frankreich davon ausgegangen, daß die 
Festsetzung des Zollwerts nicht zu weite­
ren Auseinandersetzungen führen werde. 

Nach Ansicht des Beschuldigten im Aus­
gangsverfahren verdeutlicht daher die 
französische Verwaltungspraxis der Be­
richtigung nach unten die Unsicherheit, 
der die französischen Tochtergesellschaf­
ten ausländischer pharmazeutischer Un­
ternehmen ausgesetzt seien. Diese Unsi­
cherheit werde im vorliegenden Fall noch 
dadurch erhöht, daß diese Praxis der Be­
richtigung nach unten dazu führe, daß 
die Zollwerte, obwohl sie vereinbarten 
Berichtigungen nach oben unterzogen 
worden seien, mehrere Jahre nach den 
streitigen Einfuhren in Frage gestellt 
würden. 

Dieser schwerwiegende Vorwurf der 
Zollhinterziehung mache die Darstellung 
der Handelsbeziehungen zwischen San­
doz-Frankreich und Sandoz-Schweiz 
und besonders die Darlegung der 
Gründe unerläßlich, aus denen Sandoz-
Frankreich die betreffenden Erzeugnisse 
von Sandoz-Schweiz beziehe. 

2. Geschichte der Sandoz-Gruppe 

Der Beschuldigte im Ausgangsverfahren 
schildert ausführlich die Geschichte der 
Gruppe. Danach wurde die Entwicklung 
der Gruppe durch die bedeutenden Ent­
deckungen von Professor Stoll, einem ih­
rer Gründer, auf dem Gebiet der Mut­
terkornforschung erheblich gefördert; 
ihre Ansiedlung in Frankreich, insbeson-
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dere im Elsaß, sei schon sehr früh, näm­
lich 1911, erfolgt. 

Sandoz-Frankreich beschäftigte 2 838 
Personen; darüber hinaus seien bei San-
doz-Schweiz in Basel 1 832 elsässische 
Grenzgänger beschäftigt. 

Außerdem investiere Sandoz-Schweiz in 
Frankreich im Wege der Kapitalerhö­
hung, durch die Bewilligung zinsloser 
Kredite an ihre Tochtergesellschaft San-
doz-Frankreich oder auch indirekt durch 
den Verzicht auf Forderungen. Dieses 
Verhalten stehe im Gegensatz zu dem 
von der Zollverwaltung erhobenen Vor­
wurf. 

3. Gründe fiir die Beziehungen zwi­
schen Sandoz-Schweiz und Sandoz-
Frankreich 

Der Beschuldigte im Ausgangsverfahren 
erinnert an die Pionierrolle von Sandoz-
Schweiz in der Mutterkornentwicklung 
und insbesondere an die Rolle Stolls als 
eines ihrer Gründer. 

Diese Pionierrolle habe dem Unterneh­
men die Entwicklung von Verfahren er­
möglicht, die es ihm heute erlaubten, 
Wirkstoffe zu liefern, deren Qualität die 
Präferenz von Sandoz-Frankreich für die 
von ihrer Muttergesellschaft verkauften 
Erzeugnisse, die ihr die Zollverwaltung 
vorwerfen zu können glaube, voll und 
ganz erklärten und rechtfertigten. 

Sandoz-Frankreich sei nämlich völlig 
frei, diese Wirkstoffe dort zu kaufen, wo 
sie es für richtig halte. Sie entscheide sich 
jedoch wegen der Qualität der verkauf­
ten Erzeugnisse für Sandoz-Schweiz; 
diese Qualität bemesse sich sowohl nach 
den Resorptionseigenschaften als auch 
nach der Stabilität der Erzeugnisse. 

Durch eigene und dritten Forschungsein­
richtungen übertragene Forschungsarbei­
ten habe Sandoz-Frankreich nachweisen 
können, daß das Dihydroergotamin von 
Sandoz hinsichtlich dieser entscheiden­

den Charakteristika, nämlich sowohl in 
seinen Resorptionseigenschaften als auch 
in seiner Stabilität, Imitationserzeugnis­
sen überlegen sei. 

Darüber hinaus habe Sandoz-Frankreich 
als Kunde von Sandoz-Schweiz die Ge­
wißheit gleichbleibender Qualität und re­
gelmäßiger Belieferung. 
Nach Ansicht des Beschuldigten im Aus­
gangsverfahren ist damit der auf Preise 
anderer Verkäufer gestützte Einwand 
der Zollverwaltung widerlegt. 
Die Behauptung der Zollverwaltung, daß 
„die Erzeugnisse von Sandoz nicht von 
gleichbleibender oder besserer Qualität 
als die gleichen Erzeugnisse anderer Fir­
men" seien, sei nicht begründet. Die 
Zollverwaltung gehe nämlich nur von 
einem gesetzlichen Mindeststandard aus, 
den jeder Hersteller von Arzneispeziali­
täten erfüllen müsse. 

Sandoz-Schweiz nehme jedoch weit ge­
nauere Qualitätsanalysen als die von der 
Zollverwaltung durchgeführten Mindest­
analysen vor und biete Sandoz-Frank­
reich eine ständige wissenschaftliche Un­
terstützung; den letztgenannten Ge­
sichtspunkt habe die Zollverwaltung bei 
ihrer Würdigung des Preisvergleichs 
nicht berücksichtigt. 

Die Zollverwaltung verkenne die Beson­
derheit der für Wirkstoffe geltenden 
Versorgungsbedingungen, wenn sie glau­
ben mache, ein Hersteller von Arzneispe­
zialitäten müsse versuchen, sich zum 
günstigsten Preis einzudecken. 

Die Untersuchungen, die ein solcher 
Hersteller jedoch bei jedem Wechsel der 
Lieferfirma anstellen müsse, um sich über 
die Qualität dieser Erzeugnisse Gewiß­
heit zu verschaffen, ließen den angeblich 
aus einem niedrigeren Wirkstoffpreis ge­
zogenen wirtschaftlichen Vorteil auf 
Null sinken. 

Im übrigen seien die Belege, auf die sich 
die französische Zollverwaltung gestützt 
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habe, „nicht zuverlässig" und könnten 
„keinesfalls als Vergleichsgrundlage her­
angezogen werden". 

Nach der Überzeugung des Beschuldig­
ten im Ausgangsverfahren bedient sich 
Sandoz-Frankreich somit der „zweckmä­
ßigsten, sichersten und letztlich wirt­
schaftlich günstigsten Versorgungs­
quelle". 

B — Rechtliche Prüfung anhand der 
einzelnen Fragen des Untersu­
chungsrichters 

Der Beschuldigte im Ausgangsverfahren 
erinnert zunächst an die seiner Ansicht 
nach „völlig eindeutige" Rechtsprechung 
des Gerichtshofes, nach der der Ge­
richtshof als zuständig für die Beantwor­
tung aller Vorlagefragen anzusehen sei, 
und zwar auch der Fragen 9 und 10 über 
das Abkommen EWG/Schweiz, denn bei 
diesem Abkommen handele es sich um 
einen Rechtsakt eines Gemeinschaftsor­
gans; als solcher falle es unter Artikel 
177. 

Der vom Beschuldigten im Ausgangsver­
fahren vorgeschlagenen Neuordnung der 
Fragen des Untersuchungsrichters ist im 
weiteren zu folgen. 

§ 1. Hauptfragen: Unvereinbarkeit der 
Herabsetzung des vereinbarten und 
tatsächlich gezahlten Preises mit 
dem Gemeinschaftsrecht und dem 
Abkommen EWG/Schweiz 

a) Unvereinbarkeit der Herabsetzung 
mit dem Gemeinschaftsrecht 

1. Grundsätzliche Unzulässigkeit der 
Herabsetzung (Frage 1 und ergän­
zende Frage, d. h. Frage 11) 

1.1. Unzulässigkeit der Herabsetzung 
im Hinblick auf den Geist, das 
System und die Zielsetzungen der 
Vorschriften des Gemeinschafts­
rechts über den Zollwert 

1.1.1. Die Zielsetzung der Verord­
nung Nr. 803/68: die gerechte 
und einheitliche Erhebung der 
Zölle des Gemeinsamen Zollta­
rifs (GZT) 

Der Beschuldigte im Ausgangsverfahren 
führt aus, auf nationaler Ebene dienten 
die Zölle sowohl dem Schutz der einhei­
mischen Wirtschaft als auch der Beschaf­
fung von Geldmitteln für den Staat. 
Unter diesen Umständen dürfe es der 
Zollverwaltung allein darum gehen, die 
verschiedenartigen Zollhinterziehungen 
zu verfolgen, die dazu führten, daß die 
Zölle ganz oder teilweise nicht gezahlt 
würden. Diese beiden herkömmlichen 
Funktionen der Zölle hätten sich nach 
Inkrafttreten des GZT keineswegs geän­
dert. 

Diese Feststellung werde durch die Be­
gründungserwägungen der Verordnung 
Nr. 803/68 bestätigt, wonach „jede Ver­
lagerung von Zolleinnahmen verhindert 
oder gegebenenfalls beseitigt wreden 
[muß]". 

Diese Zielsetzung habe die Kommission 
in ihrer Empfehlung 70/112/EWG vom 
23. Januar 1970 über die Organisation 
der Dienststellen der zentralen Zollver­
waltungen, die mit der Anwendung der 
Zollwertvorschriften betraut sind, (ABl. 
L 27 vom 4. 2. 1970) bekräftigt, in der es 
heiße, daß die Verordnung Nr. 803/68 
sich zum Hauptziel gesetzt habe, „Ver­
kehrs-, Tätigkeits- und Zolleinnahmever­
lagerungen" zu verhindern. 

Auf diese Zielsetzung habe auch der Ge­
richtshof in seinen Urteilen in den 
Rechtssachen 27/70 (Edding — Slg. 
1970, 1035) und 8/73 (Massey-Ferguson 
— Slg. 1973, 897) hingewiesen. 
Schließlich zeigten auch die Vorarbeiten 
zur Verordnung Nr. 803/68, daß die 
Regelung das Ziel haben sollte, die 
Nichtzahlung von Zöllen und die Verla­
gerung von Zolleinnahmen zu verhin­
dern. 
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Die Kommission habe vor dem Europä­
ischen Parlament erklärt, die beabsich­
tigte Regelung solle Unterbewertungen 
verhindern und „den ehrlichen Impor­
teur gegen unlauteren Wettbewerb auf­
grund solcher Unterbewertungen . . . . 
schützen" (EP, Sitzungsdokumente, 
Dok. 162 vom 18. 12. 1967, Nr. 57). 

1.1.2. Das Brüsseler Abkommen über 
den Zollwert der Waren vom 
15. Dezember 1950, in Kraft ge­
treten am 28. Juli 1953 (nach­
stehend: Brüsseler Abkommen) 

In diesem Abkommen werde an keiner 
Stelle der Fall behandelt, daß der Preis 
höher sei als die Preise auf dem freien 
Markt. Das sei damit zu erklären, daß 
sich dieser Fall nicht nachteilig auf die 
Höhe der Zolleinnahmen auswirke. Un­
ter Berücksichtigung der Zielsetzungen 
des Abkommens gebe es daher keinen 
Grund, den Anmelder zur Berichtigung 
dieses Preises nach unten zu zwingen, 
geschweige denn ihn mit einer Sanktion 
zu belegen. 

1.1.3. Das GATT 

Die Prüfung der im Rahmen des GATT 
getroffenen Regelungen bestätige die 
Ausführungen zur Verordnung Nr. 
803/68 und zum Brüsseler Abkommen. 
In dem unlängst unterzeichneten Über­
einkommen zur Durchführung des Arti­
kels VII des GATT werde zunächst der 
Zusammenhang zwischen „Zollwert" 
und Erhebung des Zolls nachdrücklich 
hervorgehoben, denn nach Artikel 15 
Absatz 1 Buchstabe a des Übereinkom­
mens „bedeutet der Ausdruck ,Zollwert 
von eingeführten Waren' den Wert von 
Waren für Zwecke der Erhebung von 
Wertzöllen für eingeführte Waren". 

Auch sei festzustellen, daß das Überein­
kommen seiner Anlage nach den Fall 
einer unterbewerteten Anmeldung im 
Auge habe. 

In Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b des 
vorerwähnten Übereinkommens sei be­
stimmt, unter welchen Bedingungen der 
Transaktionswert auch in dem Fall als 
Grundlage für den Zollwert anerkannt 
werden könne, daß der Verkauf zwi­
schen verbundenen Personen stattgefun­
den habe. In den erläuternden Anmer­
kungen zu dem Übereinkommen werde 
diese Bestimmung wie folgt ausgelegt: 

Werde aufgezeigt, daß der Preis für die 
Deckung aller Kosten zuzüglich eines 
Gewinns ausreiche, der dem allgemeinen 
Gewinn des Unternehmens entspreche, 
so zeige dies, daß der Preis durch die 
Verbundenheit von Käufer und Verkäu­
fer nicht beeinflußt worden sei. 

Daraus zieht der Beschuldigte im Aus­
gangsverfahren den Schluß, daß der zwi­
schen verbundenen Personen vereinbarte 
Preis nur dann nicht anerkannt werden 
könne, wenn er unterbewertet sei, das 
heißt zur Deckung der Kosten und der 
normalen Gewinnspanne des Verkäufers 
nicht ausreiche. 

Somit liege dem Übereinkommen zur 
Durchführung des Artikels VII des 
GATT vom April 1979 der gleiche Geist 
zugrunde wie der Verordnung Nr. 
803/68 und dem Brüsseler Abkommen: 
Alle diese Texte sähen nur Berichtigun­
gen des Rechnungspreises nach oben vor, 
wenn dieser nicht dem Normalpreis ent­
spreche. Selbst wenn Berichtigungen 
nach unten erfolgen könnten, beträfen 
sie doch auf keinen Fall eine Herabset­
zung dieses Preises. 

1.2. Der „Wortlaut" der Verordnung 
Nr. 803/68 

Keine der ausdrücklich vorgesehenen Be­
richtigungen sehe eine Herabsetzung des 
vereinbarten Preises vor. 
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1.2.1. Berichtigungen nach oben 

Artikel 9 der Verordnung Nr. 803/68 
sehe Berichtigungen nach oben in fol­
genden Fällen vor: 

1. bei Preisermäßigungen, die nur Al­
leinvertretern oder Alleinkonzessionä­
ren gewährt würden; 

2. bei außergewöhnlichen Rabatten so­
wie jeder anderen Preisermäßigung 
gegenüber dem üblichen Wett­
bewerbspreis. 

Es seien also lediglich Berichtigungen 
nach oben vorgesehen. Diese Auslegung 
werde sowohl durch die Durchführungs­
verordnung Nr. 1581/74 der Kommis­
sion vom 24. Juni 1974 (ABl. L 168 vom 
25. 6. 1974, S. 15) als auch durch die Be­
stimmungen des Brüsseler Abkommens 
und des im Rahmen des GATT geschlos­
senen Übereinkommens bestätigt. 

1.2.2. Spezifische Berichtigungen nach 
unten (außerhalb des Preises lie­
gende Elemente) 

Nach Ansicht des Beschuldigten im Aus­
gangsverfahren können die in Artikel 9 
Absatz 2 der Verordnung Nr. 803/68 
vorgesehenen Berichtigungen nach unten 
etwa die Transportkosten, die Montage­
kosten sowie den Wert des Vervielfälti­
gungsrechts betreffen. Somit unterschie­
den sich derartige Berichtigungen in ih­
rer Rechtsnatur völlig von Berichtigun­
gen nach oben, die vorgenommen wer­
den könnten und müßten, wenn der 
Preis selbst (der eigentliche Preis) außer­
gewöhnlich niedrig sei. 

Eine Bestätigung für diese Auslegung 
biete das Urteil des Gerichtshofes in der 
Rechtssache 38/77 (Enka — Slg. 1977, 
2203). Der Gerichtshof habe dort zwi­
schen dem Preis der Ware einerseits und 
den in der Rechnung berücksichtigten 
sonstigen Elementen andererseits unter­
schieden und habe damit die Unterschei­

dung zwischen dem Preis der Ware und 
den außerhalb dieses Preises liegenden 
Elementen bestätigt. Hierin liege eine er­
neute Bestätigung dafür, daß die zoll­
rechtlichen Vorschriften auch hinsicht­
lich der Berichtigungen nach unten ein­
deutig und ausschließlich dem Kampf 
gegen die Anmeldungen verringerter 
Zollwerte dienen sollten, die zur Umge­
hung der Zölle führten. 

Die Auslegung des Begriffs des Zollwerts 
durch die französische Zollverwaltung 
laufe daher sowohl dem Geist und den 
Zielsetzungen als auch dem Wortlaut der 
Verordnung Nr. 803/68 und des Zoll­
rechts der Gemeinschaft zuwider. 

1.3. „Rechtsmißbräuchliche", den ge­
meinschaftsrechtlichen Grundsät­
zen über die Zollunion zuwider­
laufende Verwendung des ge­
meinschaftsrechtlichen Begriffs 
des Zollwerts zur Verfolgung na­
tionaler Politiken 

1.3.1. Mißachtung des Grundsatzes 
der Einheitlichkeit der gemein­
schaftsrechtlichen Regelung 
durch die Zollverwaltung 

Das grundlegende Ziel der Zollunion sei 
die Vereinheitlichung des Zollrechts. 
Dieses Ziel ergebe sich unmittelbar aus 
der Gesamtheit der gemeinschaftsrechtli­
chen Bestimmungen und sei vom Ge­
richtshof im Urteil in der Rechtssache 
8/73 (Massey-Ferguson — Slg. 1973, 
897) bestätigt worden. Wie sich dem Ur­
teil des Gerichtshofes in der Rechtssache 
106/77 (Simmenthai — Slg. 1978, 629) 
entnehmen lasse, sei die wichtigste Aus­
wirkung des Grundsatzes der Einheit­
lichkeit darin zu sehen, daß eine Ge­
meinschaftsverordnung nicht zur Verfol­
gung nationaler Zwecke angewandt wer­
den könne. Die von der französischen 
Zollverwaltung vorgenommene Ausle­
gung des Begriffs des Zollwerts solle je­
doch nicht den Gemeinschaftsinteressen 
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dienen, sondern stehe im Dienst aus­
schließlich nationaler Politiken, nämlich 
der Währungspolitik, der Steuerpolitik 
oder auch der Arzneimittelpreispolitik. 
Frankreich entkleide den gemeinschafts­
rechtlichen Begriff des Zollwerts damit 
seiner normalen Funktion, nämlich der 
der Verwirklichung der Zollunion. 

Folge man der französischen Auslegung, 
so führe dies zur Aufgabe des Grundsat­
zes der Einheitlichkeit. Nach Ansicht des 
Beschuldigten im Ausgangsverfahren 
würde die Verwendung einer Vorschrift 
des Gemeinschaftsrechts für nationale 
politische Zwecke bereits den Keim für 
eine unterschiedliche Verwaltungspraxis 
enthalten, da eine Korrektur des Zoll­
werts nach unten von verschiedenen Fak­
toren abhänge, die von einem Mitglied­
staat zum anderen notwendigerweise un­
terschiedlich seien. Es komme daher 
nicht in Betracht, die einheitliche An­
wendung des Gemeinschaftsrechts unter 
Berufung auf nationale Vorschriften 
oder Belange in Frage zu stellen. Dies 
habe der Gerichtshof auch in seinem zur 
Frage der Währungsausgleichsbeträge er­
gangenen Urteil in der Rechtssache 
118/76 (Balkan-Import-Export — Slg. 
1977, 1177) hervorgehoben. 
Die Berücksichtigung nationaler politi­
scher Belange laufe darauf hinaus, Ver­
kehrsverlagerungen und ungleichen 
Wettbewerbsbedingungen erneut Tür 
und Tor zu öffnen. Hierauf habe der 
Gerichtshof in dem vorerwähnten Urteil 
in der Rechtssache Enka hingewiesen, als 
er in bezug auf eine Durchführungsrege­
lung zur Verordnung Nr. 803/68 ausge­
führt habe, daß „diese Bestimmung . . .. 
damit nicht Verzerrungen und Verkehrs­
verlagerungen hervorgerufen werden, in 
allen Mitgliedstaaten einheitlich ange­
wandt werden [muß]". 
Eine Bestätigung der Notwendigkeit 
einer einheitlichen Auslegung und An­
wendung des Begriffs des Zollwerts finde 

sich auch in dem Durchführungsüberein­
kommen zum GATT vom April 1979, in 
dem an den Grundsatz der Neutralität 
dieses Begriffs erinnert werde, der als 
zollrechtliches Instrument nicht außer­
halb dieses Bereichs und insbesondere 
nicht zur Verfolgung nationaler Ziele, 
ungeachtet ihrer Legitimität, verwendet 
werden dürfe. 

In dem Umstand, daß der Begriff des 
Zollwerts nicht zur Verfolgung nationa­
ler Ziele im Bereich der Steuer- und De­
visenkontrolle herangezogen werden 
könne, liege kein Hindernis für die Ver­
wendung der bestehenden spezifischen 
Instrumente zur Wahrung dieser nationa­
len Interessen. 

Denn der Steuerverwaltung stünden mit 
Artikel 57 Code général des impôts und 
der Ordonnance Nr. 45-1483 vom 30. 
Juli 1945 über die Preise Bestimmungen 
zur Verfügung, die ihr die Ahndung 
wirklicher Verstöße gegen die Preisbe­
stimmungen erlaubten. 

1.3.2. Verletzung des Grundsatzes der 
Rechtssicherheit und -klarheit 
im Gemeinschaftsrecht 

Der Definition des Zollwerts im Brüsse­
ler Abkommen von 1950 lägen bestimmte 
Prinzipien zugrunde, deren wichtigste 
die der Klarheit, Verständlichkeit, Billig­
keit und Rechtssicherheit seien. 
Das französische Zollsystem sei jedoch 
sehr komplex und berge für den Impor­
teur sowohl verfahrensrechtlich wie ma­
teriell-rechtlich große Unsicherheiten. 

Denn materiell-rechtlich seien nur Be­
richtigungen nach oben, nicht jedoch 
solche nach unten vorgesehen. Folge 
man der französischen Auffassung, so 
führe dies außerdem dazu, den gezahlten 
Preis und die lauteren Absichten des Im­
porteurs systematisch in Frage zu stellen. 
Ein solcher Argwohn stehe der Entwick­
lung der internationalen Beziehungen 
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entgegen, die eine der Zielsetzungen des 
G Z T und der Gemeinschaft ausmache. 

Hinsichtlich der Verfahrensvorschriften 
erinnert der Beschuldigte im Ausgangs­
verfahren daran, daß der angemeldete 
Preis zunächst nach oben berichtigt wor­
den sei, um einige Jahre später einer Be­
richtigung nach unten unterzogen zu 
werden. Dieses System grenze ans Ab­
surde und nehme dem Betroffenen „die 
sich aus den Vorschriften über das Ver­
fahren • der Berichtigung ergebende 
Rechtssicherheit". 

Es sei auch darauf hinzuweisen, daß die 
Überprüfung der den Zollwert betreffen­
den Tatsachen schnell und genau zu er­
folgen habe. Im vorliegenden Fall hätten 
jedoch die ersten der umstrittenen Ein­
fuhren bereits im Januar 1971 stattgefun­
den, während das Strafverfahren erst 
1977 veranlaßt worden sei. Die Zollver­
waltung habe sich somit insgesamt „neun 
Jahre Zeit gelassen", um den angemelde­
ten Zollwert in Frage zu stellen. 

Der Beschuldigte im Ausgangsverfahren 
ersucht den Gerichtshof daher, die Frage 
1 und die ergänzende Frage wie folgt zu 
beantworten : 

„Die Verordnung (EWG) Nr. 803/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über den 
Zollwert der Waren, insbesondere deren 
Artikel 1 bis 10, sowie die Verordnung 
(EWG) Nr. 1581/74 der Kommission 
vom 24. Juni 1974 über die Anerkennung 
von Preisermäßigungen bei der Ermitt­
lung des Zollwerts erlauben es den zu­
ständigen Behörden eines Mitgliedstaats 
nicht, aus einem Drittstaat eingeführten 
Waren einen niedrigeren Zollwert als 
den beizulegen, den der Importeur er­
klärt hat oder der sich — für nach dem 
Inkrafttreten der Verordnung (EWG) 
Nr. 375/69 der Kommission vom 27. Fe­
bruar 1969 durchgeführte Einfuhren — 
aus den vom Importeur gemachten An­
gaben über den Zollwert ergibt. Ausge­

nommen sind lediglich Anpassungen 
nach unten, die in den Nummern 18 bis 
21 der Anlage zu der letztgenannten 
Verordnung aufgeführt sind und die 
durch Faktoren bestimmt werden, die 
sich vom Warenpreis unterscheiden, aber 
dennoch in dem in Rechnung gestellten 
Preis enthalten sind." 

2. Unzulässigkeit der Herabsetzungen 
wegen ihrer Folgen für den Impor­
teur (Frage 8) 

2.1. Verletzung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit 

Der Beschuldigte im Ausgangsverfahren 
geht ausführlich auf die Rechtsprechung 
des Gerichtshofes zum Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit ein und gelangt zu 
dem Schluß, der Begriff sei „eindeutig 
bestimmt": Eine einzelstaatliche oder ge­
meinschaftsrechtliche Sanktion verstoße 
gegen den Grundsatz der Verhältnismä­
ßigkeit, wenn sie das unter Berücksichti­
gung von Ziel und Zweck der mißachte­
ten Verpflichtung, also der so gefährde­
ten Interessen, „erforderliche M a ß " 
überschreite. Der Gerichtshof erachte 
diesen Grundsatz als allgemeinen ge­
meinschaftsrechtlichen Grundsatz und 
damit als Quelle des positiven Gemein­
schaftsrechts. 

Die französischen Rechtsvorschriften 
stellten jedoch die unrichtige Wertanmel­
dung einer falschen Rechnung gleich; 
dies sei keine Übertretung, sondern ein 
Vergehen, für das die gleichen Strafen 
angedroht seien wie für Schmuggel. Auf 
dem Gebiet des Zollstrafrechts könnten 
die französischen Gerichte die Täter 
nicht wegen fehlenden Vorsatzes frei­
sprechen, das heißt, ein Schuldvorwurf 
sei für die Strafbarkeit dieser zollrecht­
lichen Zuwiderhandlung nicht erforder­
lich; auf die Redlichkeit dės Importeurs 
komme somit nichts an. 

Die in Artikel 414 Code des Douanes für 
Schmuggel vorgesehenen Strafen seien 
sehr schwer. 
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Gestützt auf ein Urteil der französischen 
Cour de Cassation vom 10. November 
1970 (Rechtssache Cétrane-Unilabo, 
J. C. P. 1971 — 16714) führt der Be­
schuldigte im Ausgangsverfahren aus, er 
könne für die beiden Zuwiderhandlun­
gen zu einer Geldstrafe von mindestens 
400 Millionen und höchstens 940 Millio­
nen FF verurteilt werden. 

Diese Strafe weise drei Anomalien auf. 
Erstens sei der Anteil der auf die Zoll­
straftat entfallenden Strafe an diesem Be­
trag wesentlich höher als derjenige, den 
die Strafe für die devisenrechtliche Zu­
widerhandlung ausmache; schon dies 
lasse den grundlegenden Fehler des Sy­
stems zutage treten, da der alleinige 
Zweck der von der Verwaltung geübten 
Praktik der Herabsetzung des vereinbar­
ten Preises in Wahrheit die Feststellung 
einer devisenrechtlichen Zuwiderhand­
lung sei. 

Zweitens werde auf den Wert des Ob­
jekts der Steuerhinterziehung als Grund­
lage für die Berechnung der Geldstrafen 
abgestellt, der sich jedoch vom schließ­
lich festgestellten Zollwert unterscheide. 
Nach Ansicht des Beschuldigten im Aus­
gangsverfahren bleibt der Zollwert des­
halb unberücksichtigt, weil entsprechend 
einer Senkung dieses Werts — was den 
Schweregrad der Zuwiderhandlung er­
höhe — die Sanktion leichter werde. 

Drittens stehe es nach französischem 
Recht fest, daß diese Geldstrafen Scha­
densersatzcharakter hätten. Im vorlie­
genden Fall würden jedoch enorme 
Sanktionen verhängt, obwohl jeder Scha­
den für die öffentlichen Finanzen oder 
den Gemeinschaftshaushalt fehle; das 
stehe im Gegensatz zu jenem Zweck der 
Strafvorschriften. 

Es liege daher auf der Hand, daß derar­
tige Sanktionen keinen Zusammenhang 
mit dem Zweck der in Frage stehenden 
gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften 

und daher mit den von diesen geschütz­
ten Interessen aufwiesen. 
Da nämlich die angebliche Überbewer­
tung des Preises nicht dazu führe, daß 
ein Zoll nicht bezahlt werde, dürfe auch 
keine Strafe verhängt werden. 

Im vorliegenden Fall laufe der Geschäfts­
führer von Sandoz-Frankreich indes Ge­
fahr, für einen nicht vorhandenen Scha­
den der Gemeinschaft zu einer Gefäng­
nisstrafe und zusätzlich zur Zahlung 
eines Betrags zwischen 400 Millionen 
und 940 Millionen FF verurteilt zu wer­
den. 

Daran lasse sich „das krasse Mißverhält­
nis zwischen der angeblich begangenen 
Zuwiderhandlung und ihrer Sanktionen" 
ermessen. 

2.2. Verletzung der Bestimmungen 
über die Zollunion (EWG-Ver­
trag, Art. 12 bis 29) 

Der Beschuldigte im Ausgangsverfahren 
führt aus, das Ziel des GZT sei „die 
Ausschaltung aller im Zollbereich be­
gründeten Ursachen für Wettbewerbsver­
zerrungen und Verkehrsverlagerungen 
zum Schaden von Wirtschaftszweigen in 
dem einen oder anderen Mitgliedstaat" 
(Mitteilung der Kommission KOM (77) 
210 endg. vom 13. 6. 1977). 

Die französische Auslegung des Zoll­
werts, nach der dessen Herabsetzung 
möglich sei, führe zu Verkehrsverlage­
rungen und Wettbewerbsverzerrungen, 
die im Gegensatz zu diesem Ziel stün­
den. 

Der Gerichtshof solle daher wie folgt auf 
die Frage 8 antworten: 

„Die in der Antwort auf die Frage 1 dar­
gelegte Praktik der Herabsetzung des er­
klärten Werts und die erheblichen Fol­
gen, die sie für die Importeure hat, sind 
in Anbetracht der Verkehrsverlagerungen 
und Wettbewerbsverzerrungen, die diese 
Praktik nach sich ziehen kann, mit der 
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durch die Artikel 12 bis 29 EWG-Ver­
trag errichteten Zollunion unvereinbar." 

b) Unvereinbarkeit der Herabsetzung 
mit dem Abkommen EWG/ 
Schweiz 

1. Unvereinbarkeit mit dem freien 
Warenverkehr zwischen der EWG 
und der Schweiz (Frage 9 a) 

1.1. Der Begriff der Maßnahmen mit 
gleicher Wirkung wie mengenmä­
ßige Beschränkungen 

Der Beschuldigte im Ausgangsverfahren 
erinnert zunächst an die Rechtsprechung 
des Gerichtshofes, die zur Definition der 
Maßnahme mit gleicher Wirkung wie 
eine mengenmäßige Beschränkung nach 
Artikel 30 des Vertrages geführt habe. 
Was für Artikel 30 des Vertrages gelte, 
treffe auch für Artikel 13 des Abkom­
mens EWG/Schweiz zu. 

Dieses Abkommen verfolge nämlich den 
gleichen Zweck wie der EWG-Vertrag, 
denn es sei ebenfalls auf die Beseitigung 
der Handelshemmnisse gerichtet. 

1.2. Anwendung des Begriffs 
Der Beschuldigte im Ausgangsverfahren 
nimmt insoweit Bezug auf seine vorste­
henden Ausführungen zu a und macht 
ferner geltend, die Preise von Sandoz-
Schweiz seien normal und entsprächen 
den in Industrie und Handel im Hinblick 
auf die betreffenden. Erzeugnisse übli­
chen Praktiken und Bindungen. Auf die 
Frage 9 a könne wie folgt geantwortet 
werden : 

„Die in der Antwort auf die Frage 1 dar­
gelegte Praktik der Herabsetzung des er­
klärten Werts und die erheblichen Fol­
gen, die sie für die Importeure hat, sind 
ebenfalls mit Artikel 13 des Abkommens 
zwischen der EWG und der Schweizeri­
schen Eidgenossenschaft vom 22. Juli 
1972 (Verordnung Nr. 2840/72 des Ra­
tes vom 19. 12. 1972) unvereinbar, der 

im Verhältnis zwischen der Gemein­
schaft und der Schweiz Maßnahmen mit 
gleicher Wirkung wie mengenmäßige 
Einfuhrbeschränkungen verbietet." 

2. Unvereinbarkeit mit dem freien Ka­
pitalverkehr zwischen der EWG 
und der Schweiz (Frage 10) 

Der Vorwurf des rechtswidrigen Kapital­
transfers, den die Zollverwaltung aus der 
angeblichen Überbewertung des erklär­
ten Preises ableiten zu können glaube, 
stelle eine Verkennung von Artikel 19 
des Abkommens EWG/Schweiz dar, 
nach dem „die mit dem Warenverkehr 
verbundenen Zahlungen und die Über­
weisung dieser Beträge in den Mitglied­
staat der Gemeinschaft, in dem der 
Gläubiger seinen Wohnsitz hat, oder 
nach der Schweiz . . . keinen Beschrän­
kungen unterworfen [sind]". 

Artikel 19 solle die ungehinderte Erfül­
lung der Kaufverträge ermöglichen und 
dürfe nicht mit der Begründung ausge­
schaltet werden, der vereinbarte und tat­
sächlich zu zahlende Rechnungspreis sei 
im Verhältnis zu der theoretischen 
Norm, die der Zollwert für die Bemes­
sung der Zölle naturgemäß darstelle, 
überhöht. Für die Anwendung von Arti­
kel 19 komme es also allein auf den tat­
sächlichen Kaufvertrag und den tatsäch­
lichen Preis an; dies gelte um so mehr, 
wenn die Merkmale einer Steuerhin­
terziehung nicht vorlägen. Die von San-
doz-Schweiz angewandten Preise ließen 
sich in Anbetracht der Verhältnisse der 
beiden Vertragsparteien und der Um­
stände des betreffenden Vertrages sehr 
wohl erklären. 

Ferner weist der Beschuldigte im Aus­
gangsverfahren darauf hin, Frankreich 
habe in einer schwierigen wirtschaftli­
chen Lage und obwohl es sich, wenn 
auch im nachhinein, der Schutzklausel 
des Artikels 108 des Vertrages bedient 
habe, keine Beschränkungen für den in-
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nergemeinschaftlichen Kapitalverkehr im 
Zusammenhang mit der Bezahlung von 
Waren eingeführt und im übrigen auch 
keine entsprechende Genehmigung bean­
tragt. Da die Beziehungen zwischen 
Frankreich und der Schweiz denselben 
Regeln wie die Beziehungen innerhalb 
der Gemeinschaft unterlagen, stelle es 
eine Mißachtung von Artikel 19 des Ab­
kommens EWG/Schweiz durch die Zoll­
verwaltung dar, wenn diese die Herab­
setzung des Zollwerts dazu benutze, dem 
Betroffenen angebliche Zuwiderhandlun­
gen gegen die devisenrechtlichen Bestim­
mungen vorzuwerfen. 

Der Beschuldigte im Ausgangsverfahren 
ersucht den Gerichtshof daher, die Frage 
10 folgendermaßen zu beantworten: 

„Artikel 19 Absatz 1 des vorerwähnten 
Abkommens EWG/Schweiz, der jede 
Beschränkung der mit dem Warenver­
kehr verbundenen Zahlungen und der 
Überweisung dieser Beträge zwischen 
den Staaten der Europäischen Gemein­
schaft und der Schweiz untersagt, verbie­
tet es den zuständigen Behörden eines 
Mitgliedstaats der EWG, den Vorgang 
als „rechtswidrigen Kapitaltransfer" — 
einen Verstoß gegen seine devisenrecht­
lichen Bestimmungen — einzuordnen, 
durch den der Käufer mit Sitz in einem 
Mitgliedstaat der EWG gegenüber sei­
nem schweizerischen Lieferanten die 
Rechnung über einen Verkauf von Wa­
ren begleicht, wenn unstreitig ist, daß 
diese Waren dem Käufer tatsächlich in 
der in der Rechnung angegebenen Quali­
tät und Menge geliefert worden sind und 
daß der Verkäufer den in Rechnung ge­
stellten Preis vollständig erhalten hat." 

§ 2: Die nachrangigen Fragen 

a) Gegenstand und Grenzen der 
Pflichten des Anmelders (Fragen 7 
und 9 b) 

1. Gemeinschaftsrecht 

1.1. Die Verordnung Nr. 375/69 der 
Kommission vom 27. Februar 
1969 (ABl. L 52 vom 3. 3. 1969) 

In dieser Verordnung seien die Pflichten 
des Zollanmelders definiert; ein Staat 
könne nicht etwas anderes verlangen, als 
vorgesehen sei, ohne gegen diese Bestim­
mungen zu verstoßen. Nach dieser Ver­
ordnung habe der Anmelder nicht den 
Wert selbst unter seiner Verantwortlich­
keit zu erklären, sondern lediglich die 
ausdrücklich genannten Angaben zu ma­
chen, die dessen Berechnung erlaubten. 
Diese Angaben mache der Anmelder mit 
Hilfe eines der Verordnung Nr. 375/69 
als Anlage beigefügten Fragebogens. Der 
Beschuldigte im Ausgangsverfahren führt 
aus, er sei äußerst gewissenhaft den sich 
aus der Verordnung Nr. 375/69 erge­
benden Pflichten nachgekommen, und 
dies sei auch während des gesamten Ver­
fahrens niemals bestritten worden. 

Demgemäß habe er keine Verantwor­
tung für eine Zollwertberechnung über­
nommen, die der Zollverwaltung anhand 
der vom Anmelder gemachten Angaben 
obliege. Mit ihrer Ansicht, daß der Im­
porteur immer für den Wert selbst ver­
antwortlich sei, mißachte die französi­
sche Zollverwaltung diese gemeinschafts­
rechtliche Regelung und errichte auf 
diese Weise erneut ein diskriminierendes 
System zum Nachteil der Einfuhren nach 
Frankreich; damit verstoße sie sowohl 
gegen die Bestimmungen der Zollunion 
als auch gegen Artikel 13 des Abkom­
mens EWG/Schweiz. 

1.2. Die Rechtsprechung des Gerichts­
hofes 

Der Gerichtshof habe in seinen Urteilen 
in den Rechtssachen 41/76 (Doncker-
wolcke — Slg. 1976, 1921) und 52/77 
(Cayrol — Slg. 1977, 2261) erklärt, eine 
Zollverwaltung dürfe jedenfalls vom Im­
porteur nicht verlangen, etwas anderes 
anzugeben, als er wisse oder vernünf-
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tigerweise wissen könne; ein darüber 
hinausgehendes Verlangen falle unter 
das Verbot von Artikel 30 des Vertrages. 

Vernünftigerweise könne man von den 
Importeuren von Wirkstoffen der im 
Ausgangsverfahren in Frage stehenden 
Art nicht verlangen, den eigentlichen, 
theoretischen Zollwert zu kennen, da sie 
nicht in der Lage seien, die von anderen 
Firmen angebotenen oder praktizierten 
Preise zu kennen, und da vor allem, wie 
im vorliegenden Fall, die besonderen 
Eigenschaften und die Eigenart dieser 
Erzeugnisse zu berücksichtigen seien. 

2. Das französische innerstaatliche 
Recht 

Nach Ansicht des Beschuldigten im Aus­
gangsverfahren wird seine Auslegung der 
Verordnung Nr. 375/69 durch Artikel 35 
Code des Douanes, so wie dieser durch 
die französische Verwaltungsrechtslehre 
ausgelegt werde, bestätigt. 

Denn nach der in der französischen 
Lehre vertretenen Auffassung treffe den 
Importeur keine Strafe, wenn die Anga­
ben über den Zollwert in tatsächlicher 
Hinsicht keine Unrichtigkeiten oder Aus­
lassungen erhielten und wenn ein Ver­
schulden des Anmelders fehle. 

Auf die Fragen 7 und 9b könne somit 
wie folgt geantwortet werden : 

„Mit der Verordnung Nr. 375/69 und, 
in den Beziehungen zwischen der EWG 
und der Schweiz, mit Artikel 13 des 
vorgenannten Abkommens zwischen die­
sen ist es unvereinbar, dem Importeur 
eine ,falsche Zollwerterklärung mit Hilfe 
einer falschen, unvollständigen, unge­
nauen oder unanwendbaren Rechnung' 
(nach nationalem Recht einer ,nicht er­
klärten Einfuhr verbotener Waren' 
gleichgestellt, einem Delikt, für das er­
hebliche Geld- und Freiheitsstrafen ange­
droht sind) vorzuwerfen, obwohl der Im­
porteur der Verordnung Nr. 375/69 ge­

recht geworden ist, indem er die Anga­
ben über den Zollwert entsprechend dem 
in der Anlage zur Verordnung enthalte­
nen Fragebogen wahrheitsgemäß ge­
macht hat und obwohl unstreitig ist, daß 
die Waren dem Käufer tatsächlich in der 
in der Rechnung angegebenen Qualität 
und Menge geliefert worden sind und 
daß der Verkäufer den in Rechnung ge­
stellten Preis vollständig erhalten hat." 

b) Methode der Feststellung des 
„Normalpreises", der den Zollwert 
bestimmt, im Fall der Herabset­
zung des tatsächlich vereinbarten 
und gezahlten Preises (Fragen 2, 3, 
4, 5 und 6) 

1. Der Grundsatz des Vergleichs mit 
einem Kaufvertrag über das gleiche 
Erzeugnis (Frage 2) 

Der Beschuldigte im Ausgangsverfahren 
weist zunächst darauf hin, im Brüsseler 
Abkommen sei der Zollwert als ein theo­
retischer Begriff definiert worden. Der in 
einem anderen Vertrag vereinbarte Preis 
könne daher nur dann als Referenzpreis 
herangezogen werden, wenn er seiner­
seits bei einem Vergleich mit der theore­
tischen Norm als dieser entsprechend er­
scheine. Die Erläuterungen zum Brüsse­
ler Abkommen und eine „von besonders 
sachkundiger Seite vertretene Lehrmei­
nung" ließen jedoch den Schluß zu, daß 
es nur eine Vergleichsmethode gebe, und 
zwar die, auf das Kriterium des mögli­
chen Verkaufspreises der zu bewerteten 
Waren zurückzugreifen. 

Nach Ansicht des Beschuldigten im Aus­
gangsverfahren spricht alles für die Aner­
kennung des vertraglich vereinbarten 
Preises. 

1.2. Die Eigenschaften der Referenz­
erzeugnisse 

1.2.1. Die Referenzerzeugnisse und 
der Grundsatz der theoretischen 
Norm 
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Die Eigenschaften des Vergleichserzeug­
nisses, die sich auf den Wert auswirkten, 
müßten die gleichen wie die des betref­
fenden Erzeugnisses sein. Andernfalls sei 
der Vergleich nicht zulässig. 

1.2.2. Das Sonderproblem des Ver­
gleichs von Wirkstoffen, die von 
verschiedenen Herstellern pro­
duziert werden 

Der Beschuldigte im Ausgangsverfahren 
erinnert zum einen an die Bedeutung der 
Qualität des Wirkstoffs und zum ande­
ren daran, daß diese Qualitätsmerkmale 
in den Mindestnormen, welche die natio­
nalen Rechtsvorschriften enthielten, nicht 
immer berücksichtigt seien. Daher sei es 
nicht gerechtfertigt, Erzeugnisse zum 
Vergleich heranzuziehen, die mit den 
streitigen Erzeugnissen lediglich einige 
Eigenschaften gemeinsam hätten und de­
ren Ursprung man nicht kenne, wie dies 
die französische Zollverwaltung getan 
habe. 

Auf die Frage 2 könne daher folgender­
maßen geantwortet werden: 
„Die vorgenannten Verordnungen erlau­
ben es den zuständigen Behörden eines 
Mitgliedstaats, sich zur Herabsetzung 
des Werts, den der Importeur erklärt hat 
oder der sich bei Anwendung der Ver­
ordnung Nr. 375/69 aus den vom Impor­
teur gemachten Angaben ergibt, auf 
einen Vergleich zwischen diesem Wert 
und dem in einem oder mehreren ande­
ren Kaufverträgen über Erzeugnisse 
vereinbarten Preis zu stützen, die hin­
sichtlich ihrer Beschaffenheit, ihrer Qua­
lität und ihrer therapeutischen Wirksam­
keit die gleichen Eigenschaften aufwei­
sen." 

2. Notwendige Merkmale des Refe­
renzkaufvertrags 

2.1. Ursprung und Bestimmung des 
den Gegenstand des Referenzver­
trags bildenden Erzeugnisses; 
Standort der betreffenden Firmen 

2.1.1. Ursprung der Referenzerzeug­
nisse 

In den Erläuterungen zum Brüsseler Ab­
kommen werde der Ursprung als eines 
der Merkmale erwähnt, das für die Fest­
stellung eines den zu bewertenden Wa­
ren völlig angemessenen Preises zu be­
rücksichtigen sei. Daher könnten, entge­
gen dem Vorgehen der französischen 
Zollverwaltung, die Preise für in der 
Bundesrepublik Deutschland hergestellte 
oder verkaufte Erzeugnisse nicht zu Ver­
gleichszwecken herangezogen werden. 

Der Beschuldigte im Ausgangsverfahren 
macht weiter geltend, es sei nicht Sache 
einer Verwaltung, einem Arzneimittel­
hersteller, im vorliegenden Fall der Firma 
Sandoz-Frankreich, unter Berufung auf 
wirtschaftliche Gründe den Kauf von 
Wirkstoffen vorzuschreiben, die die 
Wirksamkeit, die Sicherheit und die Sta­
bilität einer Arzneispezialität beeinträch­
tigen könnten. 

Zudem sei es für eine Bezugnahme auf 
den Preis eines Erzeugnisses mit ande­
rem Ursprung erforderlich, daß sämt­
liche Bedingungen, von denen die Ko­
sten der Produktionsfaktoren abhingen, 
in beiden Ländern gleich seien. Dieser 
Fall liege jedoch fast nie vor. 

Der Vergleich sei also nur dann gerecht­
fertigt, wenn die Erzeugnisse aus demsel­
ben Land stammten. Wolle der Gerichts­
hof dieser Ansicht nicht folgen, so dürf­
ten jedenfalls die von Staatshandelslän­
dern angebotenen Preise und die Preise 
von Wirkstoffen, die aus anderen Län­
dern der Gemeinschaft stammten, nicht 
zum Vergleich herangezogen werden. 

Die letztgenannte Möglichkeit habe die 
Kommission selbst ausgeschlossen, als sie 
bei der Vorlage des Vorschlags der spä­
teren Verordnung Nr. 803/68 erklärt 
habe, „daß zur Bestimmung des Zoll­
werts . . . nur Preise herangezogen wer­
den können, die in der Gemeinschaft für 
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nicht in dieselbe eingeführte Waren an­
gewandt werden". 

2.1.2. Die Bestimmung des Referenz­
erzeugnisses 

Wie der Rat für die Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet des Zollwesens in seinen Er­
läuterungen dargelegt habe, könne „der 
auf dem Binnenmarkt des Ausfuhrlandes 
angewandte Preis nicht als Grundlage 
für die Bestimmung des normalen Preises 
herangezogen werden". 

Logischerweise und entsprechend dem 
Grundsatz, daß die Berücksichtigung des 
Preises von Waren mit Ursprung in der 
Gemeinschaft nicht zulässig sei, könne 
somit der Preis eines Erzeugnisses zum 
Vergleich herangezogen werden, das für 
ein Land der Gemeinschaft bestimmt sei. 
Auch wenn man jedoch diese Vergleichs­
möglichkeit zulasse, müßten gleichwohl 
auch innerhalb der Gemeinschaft die be­
sonderen Umstände der betreffenden 
Verkäufe berücksichtigt werden, die 
einen Unterschied zwischen den jeweili­
gen Preisen erklären könnten. 

2.2. Die Handelsstufe 

Nach Ansicht des Beschuldigten im Aus­
gangsverfahren kommt es wesentlich 
darauf an, ob die Vergleichspreise im 
Rahmen eines Verkaufs vereinbart wor­
den seien, der auf derselben Handels­
stufe wie das streitige Verkaufsgeschäft 
liege. Im vorliegenden Fall habe die Zoll­
verwaltung jedoch als Vergleichspreise 
sowohl die Preise von Herstellern chemi­
scher Erzeugnisse als auch die von einfa­
chen Zwischenhändlern herangezogen; 
zudem hätten sich diese Preise sowohl 
auf einmalige Geschäftsvorgänge als 
auch auf langfristige Geschäftsverbin­
dungen bezogen, während mit den Prei­
sen im vorliegenden Fall allein die Preise 
von Herstellern im Rahmen dauerhafter 
Geschäftsbeziehungen vergleichbar seien. 

2.3. Die Imitationserzeugnisse (Frage 
4b) 

Nach Auffassung des Beschuldigten im 
Ausgangsverfahren berührt diese Frage 
einen der wesentlichen Punkte der Aus­
einandersetzungen, da die Zukunft der 
europäischen pharmazeutischen Industrie 
auf dem Spiel stehe. Von Laboratorien 
wie Sandoz-Schweiz die Anwendung der 
gleichen Wirkstoffverkaufspreise wie die 
einfacher Zwischenhändler oder Imitato­
ren zu verlangen, würde zu einem 
Niedergang der Forschung führen und 
der Entwicklung dieser Industrie einen 
entscheidenden Schlag versetzen, dessen 
Hauptopfer letztlich die europäischen 
Verbraucher sein würden. 

Sandoz-Schweiz trage nämlich beson­
dere Lasten im Bereich von Forschung 
und Entwicklung. Die Finanzierung die­
ser Belastungen könne nur durch ihre 
Ausfuhren sichergestellt werden; dies sei 
ein wesentlicher Gesichtspunkt bei der 
Bestimmung dessen, was man innerhalb 
einer Unternehmensgruppe gemeinhin als 
Transferpreis bezeichne. 

Sandoz-Schweiz nehme auch technische 
und kommerzielle Belastungen auf sich, 
um ihre Kunden, hier die Firma Sandoz-
Frankreich, mit sehr hochwertigen und 
praktisch „nach Maß gefertigten" Er­
zeugnissen zu beliefern. Unter diesen 
Umständen sei es nicht möglich, die 
Preise zwischen Sandoz-Schweiz und 
Sandoz-Frankreich mit Preisen zu ver­
gleichen, die von einfachen Zwischen­
händlern angeboten würden. 

Die Fragen 3 und 4 könnten daher wie 
folgt beantwortet werden: 

,,A. Zum Standort des Exporteurs und 
zum Ursprung des Referenzerzeug­
nisses 

a) Grundsätzlich muß es sich bei 
den Preisen, die als Referenz­
preise herangezogen werden sol­
len, um Preise eines Exporteurs 
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handeln, der in demselben Land 
niedergelassen ist wie derjenige, 
der den streitigen Verkauf getä­
tigt hat. 

Für den Fall, daß der Gerichtshof 
diesen Grundsatz verwerfen sollte, 
sei wie folgt zu entscheiden: 

b) In jedem Fall ist die Bezugnahme 
auf den Preis eines Produktes 
ausgeschlossen, das 

— aus einem Land mit einem 
staatlichen Außenhandelsmo­
nopol, 

— aus einem Mitgliedstaat der 
EWG oder 

— von einem Imitator oder ein­
fachen Zwischenhändler 
stammt. 

B. Zum Standort des Importeurs und 
zur Bestimmung des Referenzer­
zeugnisses 

Ein Verkauf unter den vorstehend 
unter A dargelegten Umständen 
kann auch dann herangezogen wer­
den, wenn er nicht an einen Impor­
teur erfolgt ist, der seinen Sitz im 
selben Land hat wie der Importeur, 
an den der streitige Verkauf erfolgt 
ist, vorausgesetzt, daß auch der erst­
genannte Importeur in der Gemein­
schaft niedergelassen ist und daß die 
besonderen Umstände des betreffen­
den Verkaufs berücksichtigt werden, 
aus denen sich ein Unterschied zwi­
schen den jeweiligen Preisen erklä­
ren könnte." 

3. Bestimmung des Zollwerts bei Feh­
len eines Referenzpreises (Fragen 5 
und 6) 

3.1. Die einseitige Verwendung ande­
rer Methoden durch einen Mit­
gliedstaat 

Die Verordnung Nr. 803/68 stelle mit 
der Wahl des Systems der theoretischen 

Norm auf einen Wert ab, der in jedem 
Einzelfall verwendbar sei, da der Refe­
renzpreis ein theoretischer Preis sei. So­
mit handele es sich vorliegend um eine 
nur scheinbare Lücke in der Regelung. 
In Anbetracht dessen könne ein Mit­
gliedstaat nicht einseitig darüber befin­
den, welche Methode anzuwenden sei, 
denn dies würde auf eine Nichtbeach­
tung der Verordnung Nr. 803/68 sowie 
des Grundsatzes ihrer einheitlichen 
Auslegung und Anwendung hinauslau­
fen. 

Unter diesen Umständen komme für die 
Festlegung der Kriterien, nach denen der 
Zollwert zu bestimmen sei, allein das 
Verfahren nach Artikel 17 der Verord­
nung Nr. 803/68 in Betracht. 

3.2. Welche Kriterien dürfen herange­
zogen werden? 

3.2.1. Das mit der gemeinschaftsrecht­
lichen Definition unvereinbare 
Kriterium: die Berechnung auf 
der Grundlage der Produktions­
kosten („cost plus") 

Diese Methode dürfe nicht gewählt wer­
den, da die Bestimmung des Normalprei­
ses nach der Verordnung Nr. 803/68 nur 
durch Vergleich erfolgen könne. Diese 
vergleichende Methode schließe daher 
die direkte und nicht durch Vergleich 
vorgenommene Bestimmung eines eigent­
lichen Werts auf der Grundlage der Her­
stellungskosten des Erzeugnisses aus. 

3.2.2. Die mit der gemeinschaftsrecht­
lichen Definition vereinbaren 
Kriterien 

Nach Ansicht des Beschuldigten im Aus­
gangsverfahren grenzt die Frage 6 ans 
Paradoxe; für den Fall nämlich, daß es 
keinen in tatsächlicher oder rechtlicher 
Hinsicht geeigneten Referenzpreis gebe, 
müsse man sich fragen, mit welchem 
Recht und auf welcher Grundlage der 
tatsächliche gezahlte oder zu zahlende 
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Preis angezweifelt werden könne. Inso­
weit sei daran zu erinnern, daß der 
Rechnungspreis nach der Verordnung 
Nr. 375/69 der Hauptbestandteil der 
Wertanmeldung sei, und zwar „unab­
hängig von den zwischen Verkäufer und 
Importeur bestehenden Beziehungen". 

Schließlich gebe es nach den Bestimmun­
gen über die Anwendung der Brüsseler 
Definition wie auch nach der Lehre nur 
eine Methode, um den Rechnungspreis 
mit dem Normalpreis zu vergleichen und 
auf diese Weise den Zollwert festzustel­
len; dies sei „die Bewertung auf der 
Grundlage des wahrscheinlichen Ver­
kaufserlöses". Gewiß werfe diese Me­
thode Schwierigkeiten auf, wenn die 
Waren nicht in unverändertem Zustand 
weiterverkauft würden. Der Rat für die 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet des 
Zollwesens empfehle ihre Anwendung je­
doch auch für diesen Fall. 

Die Antwort auf die Fragen 5 und 6 
könnte daher folgendermaßen lauten: 

„Fehlt ein Vergleichspreis, so ist zur Be­
stimmung des Zollwerts entweder auf 
den tatsächlich gezahlten oder zu zah­
lenden Preis abzustellen, der gemäß den 
in den Artikeln f ff. der Verordnung Nr. 
803/68, insbesondere den Artikeln 3 und 
9, genannten Grundsätzen und Regeln 
ordnungsgemäß berichtigt worden ist, 
oder es ist dieser Wert auf der Grund­
lage des Verkaufspreises der Arzneispe­
zialität zu berechnen, vorausgesetzt, daß 
dieser Verkaufspreis selbst, insbesondere 
aufgrund behördlicher Beschränkungen, 
nicht anormal niedrig ist. 

Auf jeden Fall sind alle nicht auf einem 
Vergleich beruhenden Methoden, wie 
die der Wertberechnung auf der Grund­
lage der Herstellungskosten des Verkäu­
fers, auszuschließen." 

Erklärungen der französischen Regierung 

Die französische Regierung führt aus, 
die schweizerischen und die französi­
schen Behörden hätten eine Absprache 
getroffen, dem Gerichtshof den Rechts­
streit zu unterbreiten. 

Nach Ansicht der französischen Regie­
rung lassen die elf Vorlagefragen zwei 
rechtliche Probleme erkennen; es gehe 
„zum einen um den Begriff des Zoll­
werts im Sinne der Verordnung Nr. 
803/68 und zum anderen um das Pro­
blem der Sanktion zollrechtlicher Zu­
widerhandlungen". 

A — Der Begriff des Zollwerts im Sinne 
der Verordnung Nr. 803/68 

Das internationale Wirtschaftsrecht 
werde von dem Grundsatz beherrscht, 
daß der Zollwert mit dem Normalpreis 
des Erzeugnisses übereinstimmen müsse, 
das den Gegenstand des Handelsge­
schäfts bilde. 

Diese Konzeption liege dem GATT und 
dem Brüsseler Abkommen über den Zoll­
wert vom 15. Dezember 1950 zugrunde, 
an die sich die Verordnung Nr. 803/68 
direkt anlehne. 

Dieser theoretische Begriff des „Normal­
preises" stelle sich als Ideal dar und 
reiche für die Annahme aus, daß Berich­
tigungen des angemeldeten Wertes mög­
lich seien; dies sei im übrigen in Artikel 9 
Absatz 2 der Verordnung Nr. 803/68 so­
wie in der Verordnung Nr. 1581/74 der 
Kommission vom 24. Juni 1974 über die 
Anerkennung von Preisermäßigungen bei 
der Ermittlung des Zollwerts (ABl. L 168 
vom 25. 6. 1974) vorgesehen. 

Zwar beträfen die in diesen Bestimmun­
gen vorgesehenen Fälle Berichtigungen 
nach oben, doch stellten diese Berichti­
gungen keine abschließende Aufzählung 
dar; aus der Gesamtheit der gemein­
schaftsrechtlichen Bestimmungen ergebe 
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sich, daß sich der Verordnungsgeber der 
Gemeinschaft auf dem Gebiet des Zoll­
werts vom Bemühen um die Feststellung 
des gerechten Preises habe leiten lassen. 
Diese Auffassung werde durch das Urteil 
des Gerichtshofes in der Rechtssache 
27/70 (Edding — Slg. 1970, 1035) bestä­
tigt. 

Diese Suche nach dem gerechten Preis 
unter Bedingungen des freien Wettbe­
werbs schließe daher für die staatlichen 
Zollverwaltungen die Möglichkeit ein, 
Neuberechnungen des für die Zollabfer­
tigung angemeldeten Wertes vorzuneh­
men, ob diese Neuberechnungen nun zu 
einer Erhöhung oder zu einer Verringe­
rung des Wertes führten. Andernfalls 
könne es zu Mißbräuchen mit schädigen­
den Folgen für die Wirtschaft der Mit­
gliedstaaten kommen, ohne daß derar­
tige Machenschaften geahndet werden 
könnten. So habe im vorliegenden Fall 
die Veränderung des Preises der von 
Sandoz-Schweiz verkauften Wirkstoffe 
bedeutende Auswirkungen auf die Ver­
waltung des französischen Sozialver­
sicherungssystems, denn die Berechnung 
des Herstellerverkaufspreises der Arznei­
mittel sowie deren Aufnahme in das Ver­
zeichnis der Arzneispezialitäten, deren 
Kosten von der Sozialversicherung über­
nommen werden könnten, richte sich 
nach dem angemeldeten Kostenpreis die­
ser Wirkstoffe. 

Im vorliegenden Fall sei der geschäftliche 
Vorgang durch Bedingungen gekenn­
zeichnet, die nicht die eines freien Wett­
bewerbs seien; daher könne eine Neube­
rechnung des Zollwerts ohne Berücksich­
tigung des angemeldeten Werts vorge­
nommen werden. 

Zu diesem Zweck müsse die Zollverwal­
tung den wirklichen Wert des Erzeugnis­
ses ermitteln, und zwar entweder 

— durch die Ermittlung des Normal­
preises für gleiche oder gleichartige 

Waren, der von anderen Lieferanten 
mit Sitz im Ausfuhrland gegenüber 
unabhängigen Käufern mit Sitz im 
Einfuhrland angewandt werde (Emp­
fehlung vom 1. 6. 1965 und Studie 
Nr. 5/1979 des Rates für die Zusam­
menarbeit auf dem Gebiet des Zoll­
wesens), oder, 

— wenn auf dem betreffenden Markt 
kein Wettbewerb bestehe, durch Be­
rücksichtigung des industriellen Ge-
stehungspreises zuzüglich der übrigen 
Kosten oder eines anderen Wertes, 
der dem Begriff des „nachprüfbaren 
Wertes . . ., der dem Zollwert mög­
lichst nahekommt", in Artikel VII 
Absatz 2 Buchstabe c des GATT ent­
spreche, auf den nach Ansicht der 
französischen Regierung in Anbe­
tracht des Fehlens eindeutiger ge­
meinschaftsrechtlicher Bestimmungen 
abzustellen ist. 

Gestützt auf diese Grundsätze habe die 
staatliche Zollfahndung eine Ermittlung 
durchgeführt, im Zuge deren sie festge­
stellt habe, daß der angemeldete Wert 
doppelt so hoch wie der dem Normal­
preis entsprechende Wert gewesen sei. 
Letzterer sei auf der Grundlage von 
Preisen bestimmt worden, die man bei 
Einkäufen des gleichen, von anderen 
Lieferfirmen stammenden Erzeugnisses 
durch französische Importeure festge­
stellt habe. 

So sei Ergotamin in Frankreich von ver­
schiedenen deutschen, britischen, belgi­
schen, schweizerischen, finnischen und 
tschechoslowakischen Herstellern oder 
Zwischenhändlern zu Preisen zwischen 
20,48 und 39,87 FF je Gramm anstelle 
von 84,50 bis 95,50 FF verkauft worden. 

Dihydroergotamin werde von keinem 
anderen französischen Importeur einge­
führt; eine vergleichende technische Un­
tersuchung sowie deutsche Preislisten 
hätten der französischen Zollverwaltung 
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jedoch die Feststellung erlaubt, daß das 
mit ungefähr 120 FF in Rechnung ge­
stellte Erzeugnis nicht mehr als 54 FF 
hätte kosten dürfen. 

Nach Ansicht der französischen Regie­
rung wird dieser Unterschied weder 
durch die für die Lieferungen von San-
doz-Schweiz geltenden Qualitätsnormen 
noch durch eine Unkenntnis von San-
doz-Frankreich über die auf diesem Sek­
tor üblichen Preise gerechtfertigt, denn 
unter Zuhilfenahme des Liefererverzeich­
nisses hätten sich diese Preise unschwer 
ermitteln lassen. 

B — Ahndung zollrechtlicher Zuwider­
handlungen 

Gestützt auf ihre vorstehenden Ausfüh­
rungen vertritt die französische Regie­
rung die Ansicht, wenn ein Wirtschafts­
teilnehmer eine unrichtige Anmeldung 
vorlege, so könne dies in bestimmten Fäl­
len eine besonders schwere Zuwider­
handlung darstellen, deretwegen eine 
Strafe verhängt werden könne. 

Daher sei es aus grundsätzlichen Erwä­
gungen wichtig anzuerkennen, daß eine 
betrügerische Handlung, wenn die Tat­
richter eine solche feststellen sollten, 
strafrechtlich geahndet werden könne, 
unabhängig von der verwaltungsrechtli­
chen Ahndung eines bloßen Irrtums; 
diese Möglichkeit habe der Gerichtshof 
in seinen Urteilen in den Rechtssachen 
41/76 (Donckerwolcke — Slg. 1976, 
1921), 52/77 (Cayrol — Slg. 1977, 2261) 
und 179/78 (Rivoira — Slg. 1979, 1147) 
unter der Bedingung nicht ausgeschlos­
sen, daß dem Grundsatz der Verhältnis­
mäßigkeit entsprochen werde. 

Nach Ansicht der französischen Regie­
rung besteht jedoch im vorliegenden Fall 
gegen den Geschäftsführer von Sandoz-
Frankreich ein schwerwiegender Ver­
dacht auf Zollhinterziehung, da die vor­
gelegte Rechnung einen Zollwert aus­

weise, der erheblich vom Normalpreis 
unter Bedingungen des freien Wettbe­
werbs abweiche, und da die Annahme er­
laubt sei, daß einer derartigen Abwei­
chung unlautere Absichten zugrunde lä­
gen und sie daher unbeachtlich sei, was 
den Schweregrad der Zuwiderhandlung 
noch erhöhe. 

Erklärungen der Regierung der Bundes­
republik Deutschland 

A — Zollrechtliche Fragen 

1. Zur ersten Frage betreffend die Zu-
lässigkeit der Herabsetzung des Zoll­
werts 

Die Bundesregierung weist zunächst 
darauf hin, daß das Zollrecht der Ge­
meinschaft nicht unabhängig vom Brüsse­
ler Abkommen ausgelegt werden könne. 

Nach Artikel 1 der Verordnung Nr. 
803/68 des Rates sei der Zollwert der 
Normalpreis. 

Aus Artikel 9 dieser Verordnung ergebe 
sich allerdings, daß der tatsächlich 
vereinbarte Preis als der Zollwert aner­
kannt werden könne, wenn er dem Nor­
malpreis entspreche. 

Nach Ansicht der Bundesregierung folgt 
aus dem spezifischen Zweck der Zoll­
wertfestsetzung, der in der Sicherung 
von Abgaben liege, daß der tatsächlich 
gezahlte Kaufpreis für die Zollbehörden 
in der Regel die unterste Grenze für den 
Zollwert bilde. Der Zollwert dürfe nur 
dann herabgesetzt werden, wenn der 
Kaufpreis offensichtlich vom Marktpreis 
abweiche und die Zollverwaltung diese 
Abweichung beweisen könne. 

Auf die erste Frage könne daher wie 
folgt geantwortet werden : 

„Die Verordnung (EWG) Nr. 803/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über den 
Zollwert der Waren, insbesondere die 
Artikel 1 bis 10 dieser Verordnung, so-
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wie die Verordnung (EWG) Nr. 1581/74 
der Kommission vom 24. Juni 1974 über 
die Anerkennung von Preisermäßigungen 
bei der Ermittlung des Zollwerts erlau­
ben es den zuständigen Behörden eines 
Mitgliedstaates, den aus einem Drittland 
eingeführten Waren einen niedrigeren 
Zollwert als den beizulegen, den der Im­
porteur erklärt hat oder der sich — für 
nach dem Inkrafttreten der Verordnung 
(EWG) Nr. 375/69 der Kommission vom 
27. Febraur 1969 durchgeführte Einfuh­
ren — aus den vom Importeur gemach­
ten Angaben über den Zollwert ergibt, 
wenngleich diese Befugnis nur in be­
stimmten Ausnahmefällen zum Tragen 
kommen kann." 

2, Zur zweiten Frage betreffend die 
Zulässigkeit der Herabsetzung des 
Zollwerts unter Berufung auf einen 
Vergleichspreis 

Eine solche Möglichkeit bestehe nur, 
wenn der angemeldete Wert augen­
scheinlich und erheblich vom Marktpreis 
abweiche und diese Abweichung von der 
Zollverwaltung nachgewiesen sei. Nur 
unter diesen Voraussetzungen könne auf 
Vergleichspreise zurückgegriffen werden. 

Die Zollbehörden der Mitgliedstaaten 
hätten hierbei mit Billigung der Organe 
der Gemeinschaft gemäß den Grundsät­
zen zu verfahren, die der Rat für die Zu­
sammenarbeit auf dem Gebiet des Zoll­
wesens in einer Empfehlung vom 1. Juni 
1965 aufgestellt habe. 

Nach Ansicht der Bundesregierung kom­
men „Folgerungen für die Zollwertfest­
setzung aus einem Vergleich von Preisen 
gleicher Waren . . . jedoch nur in Be­
tracht, wenn das übrige geschäftliche 
Umfeld, das heißt Herkunft der Ware, 
Handelsstufe, Menge und die Vertrags-
umstände, vergleichbar sind". 

3. Zur dritten Frage betreffend die Kri­
terien für die Ermittlung von Ver­
gleichspreisen 

Die Teilfrage a der dritten Frage ist nach 
Ansicht der Bundesregierung zu vernei­
nen. Für den Fall nämlich, daß kein sol­
cher Vergleichspreis existiere (das heißt 
ein Preis, der zwischen einem Exporteur 
und einem Importeur vereinbart worden 
sei, die ihren Sitz jeweils in dem gleichen 
Land hätten wie Käufer und Verkäufer 
der zu bewertenden Ware), könne auch 
auf andere Vergleichspreise abgestellt 
werden, die jedoch nur beschränkt ver­
wertbar seien. 

Selbst erhebliche Preisunterschiede recht­
fertigten nicht ein Abweichen vom Rech­
nungspreis, wenn diese Unterschiede auf 
besonderen Faktoren beruhten. 

Die Teilfrage b der dritten Frage beant­
wortet die Bundesregierung dahin, daß 
die Vergleichslieferungen auf denselben 
Markt wie die zu bewertende Lieferung 
erfolgt sein müßten, doch könnten beim 
Preisvergleich Lieferungen aus anderen 
Herkunftsländern als denjenigen der zu 
bewertenden Ware herangezogen wer­
den; auch hier seien jedoch die in diesen 
anderen Ländern möglicherweise beste­
henden besonderen Verhältnisse zu be­
rücksichtigen. 

4. Vierte Frage betreffend die Zulässig­
keit der Berücksichtigung von Preisen 
aus Staatshandelsländern und Preisen 
für Imitationserzeugnisse als Ver­
gleichspreise 

Bezüglich der Preise in Staatshandelslän­
dern vertritt die Bundesregierung die 
Auffassung, die Voraussetzungen dafür, 
daß diese Preise als Vergleichspreise die­
nen könnten, seien dergestalt, daß die 
Heranziehung eines Preises aus Staats­
handelsländern „überflüssig" sei. Preise 
für Imitationserzeugnisse scheiden nach 
Ansicht der Bundesregierung notwen­
digerweise als Vergleichspreise aus. 
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5. Fünfte Frage betreffend die Befugnis 
der Mitgliedstaaten, einseitig auf an­
dere Methoden zurückzugreifen 

Diese Frage ist nach Ansicht der Bundes­
regierung zu verneinen, da andernfalls 
die Einheitlichkeit des Gemeinschafts­
rechts beeinträchtigt werde. Demgemäß 
sei „ein einseitiges Vorgehen eines Mit­
gliedstaats, wie es in der Frage angespro­
chen ist, . . . nicht zulässig. 

6. Sechste Frage betreffend die Kriterien 
für die Zollwertermittlung im Aus­
gangsfall 

Nach Ansicht der Bundesregierung ist 
diese Frage von vorrangiger Bedeutung. 
Der Rückgriff auf andere Kriterien als 
den Rechnungspreis sei nur zulässig, 
wenn der Rechnungspreis offensichtlich 
nicht der Wettbewerbspreis sei und die 
Zollverwaltung dies nachweise. 

Die bloße Tatsache, daß ein Abhängig­
keitsverhältnis zwischen Lieferant und 
Abnehmer bestehe, begründe nicht die 
Vermutung, daß der Rechnungspreis 
nicht dem Normalpreis entspreche. 

Bei begründeten Zweifeln an der Eig­
nung des Rechnungspreises könne nacb 
der „deduktiven" Methode verfahren 
werden. Dabei müßten sämtliche For­
schungskosten, einschließlich der nicht 
produktbezogenen Forschungsausgaben 
berücksichtigt werden. Auch seien et­
waige zusätzliche Entgelte für Leistun­
gen, die der Lieferant neben dem Ver­
kauf der Ware erbringe, sowie schließ­
lich auch ein angemessener Gewinn zu 
berücksichtigen. 

7. Elfie, ergänzende Frage betreffend 
andere Berichtigungen nach unten als 
diejenigen, die in den Nummern 18 
bis 21 der Anlage zur Verordnung 
Nr. 375/69 genannt sind 

Der Bundesregierung zufolge sind 
darüber hinausgehende Berichtigungen 

nicht möglich; insbesondere komme eine 
Herabsetzung, aufgrund von in Artikel 1 
Absatz 2 Buchstaben b und c nicht ge­
nannten Faktoren nicht in Betracht. 

Die Zollbehörden dürften nur Ver­
gleichspreise oder Schätzungen entspre­
chend den Antworten auf die Fragen 2 
bis 6 heranziehen. 

#.. Siebente Frage betreffend die Mög­
lichkeitfür einen Mitgliedstaat, einen 
Importeur zu bestrafen, auch wenn er 
bei der Zollanmeldung die im ge­
meinschaftseinheitlich verwendeten 
Fragebogen geforderten Angaben 
wahrheitsgemäß gemacht hat 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, 
daß diese Frage nicht eindeutig beant­
wortet werden kann, da der von der 
Frage vorausgesetzte Sachverhalt offen 
lasse, ob die Zollbehörden vom Impor­
teur zusätzliche Angaben nach Artikel 1 
Absatz 2 der Verordnung Nr. 375/69 
verlangt haben. Die Anwendung des na­
tionalen Zollstrafrechts sei zwar durch 
das Gemeinschaftsrecht nicht ausge­
schlossen; seine Anwendung beschränke 
sich aber auf die Fälle, in denen der Im­
porteur gegen ihm von den gemeinschaft­
lichen zollrechtlichen Regelungen aufer­
legte Pflichten verstoßen habe. 

Nach Auffassung der Bundesregierung 
ist „unter den in der Frage dargelegten 
Voraussetzungen eine Bestrafung 
schlechthin ausgeschlossen", wenn die 
Zollbehörde im konkreten Fall zusätz­
liche Angaben nicht erst verlangt habe 
oder sie die Unrichtigkeit der Angaben 
nicht nachweisen könne. 

Im übrigen finde Artikel 30 EWG-Ver­
trag auf die Außenwirtschaftsbeziehun­
gen der EWG keine Anwendung. Wenn 
die EWG in internationalen Abkommen 
ein dem Artikel 30 EWG-Vertrag ent­
sprechendes Verbot vereinbart habe, so 
sei dies in Ausfüllung ihres handelspoliti­
schen Spielraums und nicht etwa auf-
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grund einer sich aus dem EWG-Vertrag 
ergebenden Verpflichtung geschehen. 
Deshalb würden die im EWG-Vertrag 
enthaltenen außenwirtschaftlichen Rege­
lungen den Mitgliedstaaten keine beson­
deren Beschränkungen hinsichtlich des 
Zollstrafrechts auferlegen. 

9. Achte Frage betreffend die Vereinbar­
keit der Strafandrohung mit den 
Grundsätzen der Zollunion 

Die Bestimmungen des EWG-Vertrags 
— und damit auch die Artikel 12 bis 29 
über die Errichtung der Zollunion — 
enthielten für den Außenhandel der Ge­
meinschaft kein Verbot der Maßnahmen 
gleicher Wirkung, wie es für den inner­
gemeinschaftlichen Verkehr gelte. 

Daher könne die Festsetzung des Zoll­
werts zwar zu Verkehrsverlagerungen 
und dadurch zu Wettbewerbsverzerrun­
gen führen, doch seien diese Wirkungen 
eine Folge des Umstands, daß die 
Vereinheitlichung des Zollstrafrechts bis­
lang nicht durchgeführt sei. 

Die Herabsetzung des erklärten Wertes 
komme nur in eng begrenzten, evidenten 
Ausnahmefällen in Betracht, worauf be­
reits bei der Beantwortung der ersten 
Frage hingewiesen worden sei. 

10. Neunte Frage betreffend die Verein­
barkeit der Herabsetzung des erklär­
ten Wertes und vor allem der Be­
strafung mit dem Abkommen zwi­
schen der EWG und der Schweiz. 

Nach Ansicht der Bundesregierung kann 
die vom Gerichtshof für den innerge­
meinschaftlichen Warenverkehr entwik-
kelte Definition der Maßnahmen glei­
cher Wirkung nicht in den Außenwirt­
schaftsbeziehungen verwendet werden. 

Demgemäß lasse sich die Frage 9a nur 
anhand einer Auslegung der Artikel 13 
und 20 des Abkommens zwischen der 
EWG und der Schweiz beantworten. 

Danach dürfe ein Mitgliedstaat zwar bei 
Wareneinfuhren aus der Schweiz zur 
Festsetzung des Zollwerts von den ge­
machten Angaben abweichen; Vorausset­
zung dafür sei allerdings, daß der Zweck 
der betreffenden Regelungen seinerseits 
nicht gegen das Gemeinschaftsrecht oder 
das Handelsabkommen verstoße. Auch 
dürfe dadurch das Verfahren der Zoll­
wertfestsetzung nicht in einer Weise de­
formiert werden, daß es insgesamt als 
willkürliche Diskriminierung oder ver­
schleierte Beschränkung des Handels ge­
wertet werden müsse. 

Unter diesen Bedingungen könne die 
Frage 9a bejaht werden. 

Die Frage 9b sei dagegen zu verneinen. 
Denn eine Bestrafung setze voraus, daß 
eine Verletzung gemeinschaftsrechtlich 
angeordneter zollrechtlicher Verpflich­
tungen vorliege und daß die Strafandro­
hung den Rahmen des Verhältnismäßi­
gen nicht übersteige. 

Im vorliegenden Fall ist jedoch die Straf­
androhung nach Auffassung der Bundes­
regierung unzulässig, weil zum einen der 
Importeur seinen Pflichten gerecht ge­
worden sei und weil sie zum anderen mit 
dem Gemeinschaftsrecht unvereinbar sei; 
sie stelle sich nämlich als unverhältnismä­
ßig dar, weil sie die gleiche Sanktion 
vorsehe wie für den Fall einer vorsätzlich 
falschen Zollerklärung mit Hilfe einer 
falschen Rechnung zum Zweck der Zoll­
hinterziehung. 

B — Zur Einschränkung des Warenver­
kehrs zwecks Sicherung von Ka­
pitalverkehrsbeschränkungen (10. 
Frage) 

Nach Auffassung der Bundesregierung 
enthält Artikel 19 des Abkommens zwi­
schen der EWG und der Schweiz ein 
Verbot der Beschränkung des mit dem 
Warenverkehr verbundenen Zahlungs­
verkehrs. Dagegen enthalte das Abkom-
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men keine entsprechende Garantie der 
Freiheit des Zahlungsverkehrs im Zusam­
menhang mit Kapitalverkehrsvorgängen. 

Jedoch sei Artikel 13 des Abkommens 
EWG/Schweiz ebenso wie Artikel 30 
EWG-Vertrag dahin auszulegen, daß 
staatliche Eingriffe in den warenver­
kehrsbezogenen Zahlungsverkehr nur zu­
lässig seien, wenn sie sich auf das Uner­
läßliche beschränkten und in Umfang 
und Ausmaß für den Bürger vorherseh- , 
bar, das heißt ausdrücklich normiert und 
tatbestandlich eingegrenzt seien. 

Artikel 19 des Abkommens zwischen der 
EWG und der Schweiz sei daher dahin 
auszulegen, daß eine Bestrafung wegen 
„rechtswidriger Kapitalfransfers" jeden­
falls dann mit dem Abkommen — und 
zwar mit dessen Artikel 13 — im Ein­
klang stehe, wenn die Voraussetzungen, 
unter denen eine Zahlung zum Ausgleich 
einer Kaufpreisforderung hinsichtlich 
eines bestimmten Anteils als rechtswid­
rige Umgehung eines devisenrechtlichen 
Kapitalverkehrsverbots angesehen wer­
den könne, im einzelnen für die Beteilig­
ten erkennbar im voraus festgelegt seien. 

Die dem Gerichtshof unterbreitete Frage 
sei daher mit gewissen Einschränkungen 
zu bejahen. 

Erklärungen des Vereinigten Königreichs 

A — Fragen 1 bis 6 und ergänzende 
Frage 

/. Erste Frage betreffend die Befugnis 
eines Mitgliedstaats zur Herabset­
zung des angemeldeten Wertes 

Nach Ansicht der britischen Regierung 
ist die Frage unter der Voraussetzung zu 
bejahen, daß die in Artikel 1 der Verord­
nung Nr. 803/68 enthaltene Definition 
beachtet werde. Die Verordnung Nr. 
1581/74 sei nicht einschlägig, da sie den 
zuständigen Behörden eines Mitglied­
staats keine Möglichkeit einräume, einen 

niedrigeren als den angemeldeten Wert 
verbindlich festzusetzen. 

2. Zweite Frage betreffend die Befugnis 
eines Mitgliedstaats, den angemelde­
ten Wert mit einem oder mehreren 
Preisen zu vergleichen, die in ande­
ren Kaufverträgen über das gleiche 
Erzeugnis vereinbart worden sind. 

Der britischen Regierung zufolge wür­
den die britischen Behörden nicht in Be­
tracht ziehen, den angemeldeten Wert al­
lein deshalb herabzusetzen, weil in ande­
ren Kaufverträgen über das gleiche Er­
zeugnis niedrigere Preise in Rechnung 
gestellt würden. Vielmehr komme der bei 
einem Kaufgeschäft unter den Bedingun­
gen des freien Wettbewerbs tatsächlich in 
Rechnung gestellte Preis dem Normal­
preis am nächsten. 

3. Dritte und vierte Frage betreffend die 
Vergleichspreise, die ein Mitgliedstaat 
berücksichtigen kann. 

Nach Auffassung der britischen Regie­
rung kann die Heranziehung von Preisen 
für gleiche oder gleichartige Waren zu 
erheblichen Schwierigkeiten führen; es 
sei äußerst fraglich, ob die zuständigen 
Behörden die Herabsetzung des Zoll­
werts gewöhnlich auf derartige Beweise 
stützten; dies gelte insbesondere dann, 
wenn es sich um Imitationserzeugnisse, 
patentierte Erzeugnisse oder unter ein 
Staatsmonopol fallende Erzeugnisse han­
dele. 

4. Fünfte und sechste Frage betreffend 
die Methoden, welche die französi­
sche Verwaltung zur Bestimmung des 
Zollwerts verwenden kann. 

Der britischen Regierung zufolge hindert 
nichts die zuständigen Behörden, sich al­
ler Methoden zu bedienen, mit Hilfe de­
ren sie den in Artikel 1 der Verordnung 
Nr. 803/68 genannten Wert bestimmen 
könnten. Eine der üblicherweise verwen-
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deten Methoden sei die „deduktive" Me­
thode. Auch der Entwurf des Überein­
kommens zur Durchführung des Artikels 
VII des GATT vom 12. April 1979 sehe 
eine Reihe von Bewertungsmethoden 
vor, für deren Anwendung eine strenge 
Prioritätsregelung gelte. 

5. Ergänzende elfte Frage betreffend die 
anderen Berichtigungen nach oben 
als die in den Nummern 18 bis 21 
der Anlage zur Verordnung Nr. 
3 75/69 genannten 

Die in Artikel 9 enthaltene Aufzählung 
der Berichtigungen, sei es solcher nach 
unten oder solcher nach oben, sei nicht 
abschließend oder solle es auch nicht 
sein. Diese Frage sei daher zu bejahen. 

B — Die Fragen 7 bis 10 

/. Siebente Frage betreffend die Mög­
lichkeit für einen Mitgliedstaat, zoll­
strafrechtliche Sanktionen zu ver­
hängen, wenn der Importeur den Er­
fordernissen der für die Einfuhr gel­
tenden gemeinschaftsrechtlichen Be­
stimmungen offensichtlich genügt hat. 

Nach Ansicht der britischen Regierung 
kann dem Importeur keine falsche Zoll­
wertanmeldung vorgeworfen werden, 
wenn er den Erfordernissen der Verord­
nung (EWG) Nr. 375/69 entsprochen 
habe, indem er entweder den Fragebogen 
ausgefüllt oder zusätzliche Angaben, die 
von ihm verlangt werden könnten, ge­
macht habe. 

Liege bei Ausfüllung des Fragebogens 
keine Täuschungsabsicht, Fahrlässigkeit 
oder Unachtsamkeit vor, so sei kaum er­
sichtlich, wie der Vorwurf einer falschen 
Wertanmeldung erhoben werden könne. 
Im innergemeinschaftlichen Handelsver­
kehr verstoße jede willkürliche Berichti­
gung einer Wertanmeldung nach unten 
offenkundig jedenfalls insoweit gegen 
Artikel 30, als sie mit einer Bestrafung 

wegen falscher Anmeldung einhergehe. 
Jedoch gelte die Rechtsprechung des Ge­
richtshofes zu den Maßnahmen gleicher 
Wirkung nicht für den Außenhandel. Al­
lerdings hätten bestimmte allgemeine 
Grundsätze des Gemeinschaftsrechts 
auch für den Handel mit Drittländern 
Geltung; hierzu gehörten die Grundsätze 
der Rechtssicherheit und der Verhältnis­
mäßigkeit. 

Eindeutig gebiete es der Grundsatz der 
Rechtssicherheit, daß ein Importeur in 
der Lage sein müsse, im voraus zu wis­
sen, wie die Waren für Zollzwecke be­
wertet würden. 

Nach Ansicht der britischen Regierung 
ist die siebente Frage daher zu verneinen. 
Die Mitgliedstaaten seien nicht befugt, 
einem Importeur die Abgabe einer fal­
schen Zollwerterklärung vorzuwerfen, 
wenn dieser den Erfordernissen der Ver­
ordnung entsprochen habe und wenn die 
Verwendung des Zollwerts für Zwecke 
der Devisenkontrolle durch einen Mit­
gliedstaat die Durchführung der Verord­
nungen Nr. 803/68 und 375/69 beein­
trächtige. 

2. Achte Frage betreffend die Vereinbar­
keit der Praktik der Herabsetzungen 
des angemeldeten Wertes mit der 
durch die Artikel 12 bis 29 EWG-
Vertrag errichteten Zollunion 

Diese Frage betreffe einen besonderen 
Aspekt der vorhergehenden Frage und 
sei wie jene zu beantworten. Da jedoch 
das Zollstrafrecht noch nicht vereinheit­
licht worden sei, könnten die Artikel 12 
und 29 des Vertrages auf die Herabset­
zung des Zollwerts und damit zusam­
menhängende Strafandrohungen nicht 
angewandt werden. 

Nach Ansicht der britischen Regierung 
ist diese Frage insofern tendenziös, als 
sie unterstelle, daß schon eine Herabset­
zung des erklärten Wertes als solche zu 
Verkehrsverlagerungen und Wett­
bewerbsverzerrungen führe. 

1373 



URTEIL VOM 24. 4. 1980 — RECHTSSACHE 65/79 

Die britische Zoll- und Verbrauchsteuer­
verwaltung mache von ihren zollrechtli­
chen Befugnissen nicht zu Herabsetzun­
gen des Zollwerts Gebrauch. Dagegen 
könne die Steuerverwaltung im Bereich 
der direkten Besteuerung für die Berech­
nung der zu versteuernden Gewinne 
einen Rechnungspreis durch einen ande­
ren Preis ersetzen. 

Die Verwendung künstlicher Transfer­
preise zwischen verbundenen Unterneh­
men stelle ein echtes Problem dar, das 
bereits im Rahmen der OECD und der 
EWG geprüft werde. 

3. Frage 9a betreffend die Auslegung 
von Artikel 13 des Abkommens 
EWG/Schweiz 

Gestützt auf zahlreiche Urteile des Ge­
richtshofes vertritt die britische Regie­
rung die Auffassung, das Abkommen 
EWG/Schweiz müsse als völkerrechtli­
ches Abkommen nach den Regeln des 
Völkerrechts ausgelegt werden, wenn 
auch der Gerichtshof für die Auslegung 
zuständig sei. Artikel 13 dieses Abkom­
mens habe nicht die gleiche Bedeutung 
wie Artikel 30 EWG-Vertrag. 
Die Frage 9a könne daher folgenderma­
ßen beantwortet werden : 

„Artikel 13 des Abkommens EWG/ 
Schweiz verbietet es einem Mitgliedstaat 
keineswegs, den angemeldeten Wert 
oder den sich aus den vom Importeur ge­
machten Angaben ergebenden Wert her­
abzusetzen, vorausgesetzt, diese Herab­
setzung stellt keine den Artikeln 13 und 
20 des Abkommens EWG/Schweiz zu­
widerlaufende willkürliche Diskriminie­
rung oder versteckte Handelsbeschrän­
kung dar. Zwar sind die Bedingungen 
des innergemeinschaftlichen Handels 
nicht ähnlich genug, um die unmittelbare 
Anwendung der Rechtsprechung des Ge­
richtshofes zu den Artikeln 30 ff. des 
Vertrages auf den Handel mit der 
Schweiz zu erlauben, doch besteht in 

Anbetracht der Regeln des Völkerrechts 
über die Auslegung von Verträgen Ähn­
lichkeit in den Grundsätzen." 

4. Frage 9b betreffend die Befugnis 
eines Mitgliedstaats, gegen einen Im­
porteur aus einem Mitgliedstaat der 
EWG, der seinen Pflichten ordnungs­
gemäß nachgekommen ist, schwere 
Strafen zu verhängen 

Nach Ansicht der Regierung des Ver­
einigten Königreichs verstößt die Ver­
hängung von Geldstrafen, obwohl die 
Verordnung (EWG) Nr. 375/69 einge­
halten worden ist, gegen Artikel 13 des 
Abkommens zwischen der EWG und der 
Schweiz, es sei denn, mit der Geldstrafe 
solle in einer dem Gemeinschaftsrecht 
entsprechenden Weise, das heißt unter 
Beachtung der Grundsätze der Rechtssi­
cherheit und der Verhältnismäßigkeit, 
einem anderen Problem begegnet wer­
den. 

5. Zehnte Frage betreffend den Kapital­
transfer 

Nach Ansicht der britischen Regierung 
hindert Artikel 19 die Mitgliedstaaten 
keineswegs daran, ihren Kapitalverkehr 
zu überwachen, vorausgesetzt, von die­
sen Befugnissen werde nicht in der Ab­
sicht Gebrauch gemacht, diese Regelung, 
das heißt im vorliegenden Fall die Artikel 
13 und 20, zu umgehen. 

Somit seien keine gemeinschaftsrechtli­
chen Bestimmungen ersichtlich, die 
einem nationalen Vorgehen entgegenste­
hen könnten. Allerdings hätten auch hier 
die Grundsätze der Rechtssicherheit und 
der Verhältnismäßigkeit Geltung. 

Erklärungen der Kommission 

A — Allgemeine Bemerkungen 

Die Kommission ist erstens der Auffas­
sung, der Untersuchungsrichter nehme 
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richterliche Funktionen wahr und sei da­
her zur Anrufung des Gerichtshofes be­
fugt. 

Was, zweitens, den Anwendungsbereich 
der Gemeinschaftsverordnungen über 
den Zollwert angehe, sei dieser gemein­
schaftsrechtliche Begriff des Zollwerts 
nur insoweit verbindlich, als er für die 
Zwecke herangezogen werde, die in den 
Verordnungen Nr. 803/68 und 1736/75 
vom 24. Juni 1975 (ABl. L 183 vom 14. 
7. 1975, S. 1) sowie der Sechsten Richtli­
nie 77/388/EWG vom 17. Mai 1977 zur 
Harmonisierung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteu­
ern (ABl. L 145 vom 13. 6. 1977, S. 1) 
genannt seien. 

Somit stehe es den Mitgliedstaaten frei, 
sich für andere Zwecke anderer Wertbe­
griffe zu bedienen. Die Mitgliedstaaten 
könnten hierzu zwar auch den gemein­
schaftsrechtlichen Zollwert zugrunde le­
gen, doch müsse der Begriff in diesem 
Fall nach Maßgabe der jeweils einschlä­
gigen Regeln und vorbehaltlich ihrer 
Übereinstimmung mit den Vorschriften 
des für den betreffenden Bereich gelten­
den Gemeinschaftsrechts ausgelegt wer­
den. 

Die Kommission hält drittens eine 
Neuordnung der gestellten Fragen für 
angebracht. 

B — Fragen 1 und 11 : Möglichkeit und 
Ausmaß von Herabsetzungen des 
Zollwerts 

/. Der Begriff des Normalpreises 

Nach Ansicht der Kommission schließt 
die sich aus den Artikeln 1 und 2 der 
Verordnung Nr. 803/68 ergebende Defi­
nition des Zollwerts, die in erster Linie 
auf den Begriff des Normalpreises ab­
stelle, die Möglichkeit für die zuständige 
Behörde ein, den Zollwert nicht nur hö­
her, sondern auch niedriger festzusetzen. 

Zur Begründung führt die Kommission 
an, vorrangiges Ziel der Bemessung des 
Zollwerts sei die Ermittlung des wirkli­
chen Preises und nicht die Einnahme 
möglichst hoher Zölle. 

2. Die fiir die Ermittlung des wirkli­
chen Preises verwendbaren Metho­
den. 

Nach Ansicht der Kommission darf keine 
Methode ausgeschlossen werden, die die 
Ermittlung des wirklichen Preises er­
laube, obwohl in der Verordnung Nr. 
803/68 nur zwei genannt seien. Die Be­
richtigungen nach Artikel 9 dieser Ver­
ordnung könnten sowohl innerhalb als 
auch außerhalb des Preises liegende Fak­
toren betreffen. 

Dies gelte insbesondere bei geschäftli­
chen Vorgängen zwischen verbundenen 
Unternehmen. Eine Bestätigung hierfür 
liefere die von der Kommission als An­
lage beigefügte Empfehlung des Rates 
für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
des Zollwesens vom 1. Juni 1965 über 
die Anwendung des Zollwerts. 

C — Fragen 2, 3 und 4: Methoden der 
Herabsetzung durch Vergleich mit 
anderen bekannten Verkaufsprei­
sen 

Andere Verkaufspreise könnten unter 
der Bedingung zum Vergleich herange­
zogen werden, daß es sich um geschäft­
liche Vorgänge handele, die den über die 
zu bewertenden Waren getätigten Ge­
schäften möglichst nahe kämen; dabei 
seien die in der vorgenannten Empfeh­
lung festgelegten Grundsätze zu berück­
sichtigen. 

Vorzuziehen sei jedoch der Vergleich 
mit einem Preis, der im Rahmen eines 
geschäftlichen Vorgangs vereinbart wor­
den sei, dessen Merkmale mit jenen des 
umstrittenen Geschäfts übereinstimmten. 
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Die Frage 3b sei daher wie folgt zu be­
antworten: 

1. Von Exporteuren mit Sitz in anderen 
Mitgliedstaaten angewandte Preise 
könnten grundsätzlich nicht als Ver­
gleichspreise herangezogen werden. 

2. Kaufverträge mit Importeuren mit 
Sitz in anderen Mitgliedstaaten könn­
ten nicht berücksichtigt werden. 

3. Kaufverträge mit Exporteuren mit 
Sitz in Drittstaaten könnten nicht be­
rücksichtigt werden. 

4. Kaufverträge mit Importeuren mit 
Sitz in Drittstaaten oder zwischen 
einem Lieferanten und einem Käufer 
jeweils mit Sitz in Drittstaaten könn­
ten nicht berücksichtigt werden. 

Die vierte Frage sei folgendermaßen zu 
beantworten : 

1. Kaufverträge über Erzeugnisse aus 
Staatshandelsländern seien nicht zu 
berücksichtigen. 

2. Kaufverträge über Imitationserzeug­
nisse könnten unter der Bedingung 
Berücksichtigung finden, daß die 
Gleichheit oder die Vergleichbarkeit 
der beiden Erzeugnisse feststehe. 

Hierzu führt die Kommission ergän­
zend aus, das Vorbringen von San-
doz-Frankreich, wonach die Einbezie­
hung der von der Muttergesellschaft 
aufgewendeten Forschungskosten in 
den von ihren Tochtergesellschaften 
gezahlten Warenpreis jeden Vergleich 
mit einem anderen Preis ausschließe, 
sei nicht überzeugend; es komme 
nämlich entscheidend darauf an, ob 
die Muttergesellschaft diese Einbezie­
hung auch vornehme, wenn sie ihre 
Erzeugnisse an andere Abnehmer ver­
kaufe. 

D — Fragen 5 und 6: Heranziehung 
anderer Methoden bei Fehlen 
eines Vergleichspreises 

Fehle ein Vergleichspreis, so könnten 
sich die zuständigen Behörden anderer 
Vergleichsmethoden bedienen, insbeson­
dere der deduktiven Methode, und zwar 
ohne zuvor die übrigen Mitgliedstaaten 
konsultieren zu müssen. 

E — Fragen 7 und 8: Problem der 
Geldstrafen 

Die Kommission führt zunächst aus, es 
stehe nicht fest, daß aufgrund der fran­
zösischen Rechtsvorschriften tatsächlich 
Geldstrafen verhängt werden könnten. 
Selbst wenn dies möglich sei, wenn also 
die in Artikel 426 Code des Douanes 
vorgesehenen Sanktionen verhängt wer­
den könnten, so müßten diese Geldstra­
fen doch mit dem Gemeinschaftsrecht 
und insbesondere mit dem Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit in Einklang stehen. 

F — Frage 9: der besondere Fall der 
Schweiz 

Die Kommission erinnert daran, daß das 
Abkommen EWG/Schweiz keinen ge­
meinsamen Markt schaffe, der dem zwi­
schen den Mitgliedstaaten bestehenden 
vergleichbar sei. Unter diesem Vorbehalt 
sei das Urteil in der Rechtssache Don-
ckerwolcke übertragbar, um so mehr, als 
es im vorliegenden Fall zu keinerlei schä­
digenden Folgen für die Staatsfinanzen 
gekommen sei, da kein Zoll hinterzogen 
worden sei und die Voraussetzungen von 
Artikel 426 Code des Douanes damit 
nicht erfüllt seien. 

Die Anwendung dieses Artikels würde 
somit nach Auffassung der Kommission 
unter Zugrundelegung des Urteils in der 
Rechtssache Donckerwolcke eine Maß­
nahme gleicher Wirkung darstellen. 
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G — Frage 10: Kapitaltransfer 

Artikel 19 des Abkommens EWG/ 
Schweiz verpflichtet den Einfuhrstaat 
nach Ansicht der Kommission zwar, die 
devisenrechtlichen Genehmigungen in 
Höhe des Preises der eingeführten Wa­
ren zu erteilen; er könne diesen Preis je­
doch mit Hilfe der Methoden herabset­
zen, die zur Feststellung des Zollwerts 
verwendet würden, vorausgesetzt, die 
Berichtigungen gingen nicht mit unver­
hältnismäßigen Sanktionen einher. 

Abschließend ist die Kommission der 
Auffassung, die Vorlagefragen sollten 
wie folgt beantwortet werden: 

„1 . Der gemeinschaftsrechtliche Begriff 
des Zollwerts kann zu anderen als 
zollrechtlichen Zwecken verwendet 
werden. In diesem Fall ist er im Ein­
klang mit den Zielen, zu deren Er­
reichung er herangezogen wird, und 
den Bestimmungen des Gemein­
schaftsrechts anzuwenden, die für 
den betreffenden Bereich gelten. 

2. Der angemeldete Zollwert kann 
nach unten berichtigt werden, wenn 
er nicht dem Normalpreis der Ware 
entspricht. 

3. Für die Ermittlung des wirklichen 
Preises können sich die zuständigen 
Behörden aller Vergleichsmethoden 
bedienen, sei es, daß sie auf eine ein­
zelne Methode zurückgreifen, sei es, 
daß sie mehrere Methoden in Ver­
bindung miteinander benutzen; ins­
besondere können die Methoden 
herangezogen werden, die auf dem 
Vergleich mit anderen Preisen beru­
hen. Die Behörden müssen vorrangig 
auf die Vergleichsfaktoren zurück­
greifen, die eine weitestgehende An­
näherung an den Normalpreis erlau­
ben. 

4. Die Berichtigung des Zollwerts darf 
nicht zur Verhängung unverhältnis­
mäßiger Sanktionen führen; dies gilt 

insbesondere dann, wenn der Wirt­
schaftsteilnehmer seinen Anmelde­
pflichten nachgekommen ist. Derar­
tige Sanktionen wären als Maß­
nahme mit gleicher Wirkung wie 
eine mengenmäßige Beschränkung 
anzusehen. 

Dies würde auch im Rahmen der 
Anwendung von Artikel 13 des Ab­
kommens zwischen der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
der Schweizerischen Eidgenossen­
schaft gelten. 

5. Artikel 19 dieses Abkommens ver­
pflichtet die zuständigen Behörden 
des Einfuhrstaats, den Importeuren 
die erforderlichen devisenrechtlichen 
Genehmigungen in Höhe des Preises 
der eingeführten Waren zu erteilen. 

Zu diesem Zweck können sie diesen 
Preis nach unten berichtigen, indem 
sie zum Beispiel auf die für die Fest­
stellung des Zollwerts verwendeten 
Methoden zurückgreifen. 

Sie dürfen diese Berichtigungen je­
doch nicht mit unverhältnismäßigen 
Sanktionen verknüpfen." 

III — M ü n d l i c h e V e r h a n d l u n g 

Der Beschuldigte im Ausgangsverfahren, 
vertreten durch Rechtsanwälte Baudelot 
und Saint Esteben, Paris, die französi­
sche Regierung, vertreten durch ihren 
Bevollmächtigten Dégoutte, die Regie­
rung der Bundesrepublik Deutschland, 
vertreten durch ihren Bevollmächtigten 
Seidel, und die Kommission, vertreten 
durch ihren Rechtsberater Séché, haben 
in der Sitzung vom 16. Januar 1980 
mündliche Ausführungen gemacht. 

Die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland hat ihre schriftliche Erklä­
rungen in vier Punkten verdeutlicht: 
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1. Was die erste Frage angehe, könnten 
durch die Ausübung der Befugnis zur 
Herabsetzung des Zollwerts Wett­
bewerbsverzerrungen entstehen; diese 
Herabsetzungbefugnis müsse daher 
auf Mißbrauchsfälle beschränkt sein 
und könne den Zollbehörden nur in 
ganz besonders gelagerten Fällen zu­
stehen; vor allem trügen die Zollbe­
hörden die Beweislast dafür, daß der 
vereinbarte und gezahlte Kaufpreis 
nicht dem sogenannten Wettbewerbs­
beziehungsweise Marktpreis ent­
spreche. 

2. Im Zusammenhang mit den Fragen 2 
bis 5 betreffend die Möglichkeit der 
Heranziehung von Vergleichspreisen 
hat die Bundesregierung ausgeführt, 
bei dem'Vergleich müsse sehr sorgfäl­
tig darauf geachtet werden, ob es sich 
bei den Vergleichslieferungen eben­
falls um Lieferungen von sogenannten 
„forschenden Unternehmen", also um 
Lieferungen entsprechender Unter­
nehmen handele. 

3. Was die elfte Frage betreffend die Art 
und Weise einer eventuellen Herab­
setzung angehe, gehöre der Kapital­
transfer nicht zu den „anderen Fakto­
ren" im Sinne der Nummern 18 bis 21 
der Anlage zur Verordnung Nr. 
375/69, denn diese Bestimmungen be­
träfen ausschließlich den Fall der 
Korrektur, nicht aber der Verwerfung 
des Rechnungspreises. Nach Auffas­
sung der Bundesregierung haben die 
Mitgliedstaaten keine autonome Be­
fugnis zur Auslegung der Zollgesetz­
gebung. 

4. Zur zehnten Frage betreffend den un­
zulässigen Kapitaltransfer hat die 
Bundesregierung an die Garantie des 
freien Warenverkehrs erinnert, dem 
der freie Zahlungsverkehr, soweit er 
zum Warenverkehr gehöre, zugeord­
net sei. Zwar könnten sich Kapitalver­
kehrsbeschränkungen mitunter im 

Rahmen der nationalen Währungspo­
litik als notwendig erweisen, doch 
pflege die Bundesregierung die Wirt­
schaft in einem solchen Fall zu kon­
sultieren und die Tatbestände so zu 
formulieren, daß sich die Wirtschaft 
darauf einstellen könne. Der allge­
meine Verweis auf den Zollwert sei in 
der Bundesrepublik Deutschland un­
bekannt; zudem bestünden Schwierig­
keiten, ein solches Verfahren mit den 
Gewährleistungen des Grundgesetzes 
in Einklang zu bringen. 

Die Kommission hat ihre schriftlichen Er­
klärungen in vier Punkten verdeutlicht: 

1. Obwohl alle Fragen (mit Ausnahme 
der 10.) den Zollwert beträfen, gehe 
es im Ausgangsverfahren vor allem 
„um ein Problem der Liberalisierung 
laufender Zahlungen". Frankreich 
könne insoweit verhindern, daß der 
Kapitalexport in die Schweiz nicht 
über das hinausgehe, was für die Zah­
lungen im Zusammenhang mit dem 
Warenverkehr erforderlich sei. Zu 
diesem Zweck könne Frankreich den 
Preis unter der Bedingung herabset­
zen, daß die allgemeinen Grundsätze 
des Gemeinschaftsrechts betreffend 
die Rechtssicherheit und die Verhält­
nismäßigkeit beachtet würden. 

Ein solches Vorgehen sei sehr selten, 
jedoch zulässig. Der Gerichtshof 
könne die Fragen somit in der Weise 
beantworten, wie er im Rahmen einer 
ausschließlich das Gebiet der Zölle 
betreffenden Rechtssache antworten 
würde; im Gegensatz zur Auffassung 
der französischen Regierung sei es 
nicht gerechtfertigt, bei der Bestim­
mung des Normalpreises auf sozial­
politische Gründe betreffend die Be­
deutung der Arzneimittelpreise für die 
Sozialversicherung abzustellen. 

2. Was den Begriff des gleichen oder 
gleichartigen Erzeugnisses angehe, 
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müsse sich der Preisvergleich auf das 
gleiche Erzeugnis beziehen; diese 
Feststellung sei schwierig bei pharma­
zeutischen Erzeugnissen, bei denen 
die chemische Gleichheit möglicher­
weise nicht ausreiche. 

3. Bezüglich der fünften Frage betref­
fend die einseitige Heranziehung an­
derer Vergleichsmethoden durch 
einen Mitgliedstaat hat die Kommis­
sion, im Gegensatz zu ihren schriftli­
chen Erklärungen, „eine andere 
Auslegung als möglich" bezeichnet; es 
lasse sich die Auffassung vertreten, 
daß eine staatliche Behörde andere 
Methoden erst nach einem Infor­
mationsaustausch mit dem Importeur 
anwenden dürfe. 

4. Ihren schriftlichen Erklärungen zur 
zehnten Frage betreffend die straf­
rechtliche Ahndung hat die Kommis­
sion hinzugefügt, das Zollrecht der 
Gemeinschaft sei nur unvollkommen 
geeignet, zu anderen als Zollzwecken, 
insbesondere im Bereich der Devisen­
kontrolle, angewandt zu werden. 
Demnach gehe die Herabsetzungsbe­
fugnis nicht automatisch mit einer 
Sanktionsbefugnis einher; die straf­
rechtliche Ahndung setze die Aufstel­
lung besonderer Regeln durch die 
Mitgliedstaaten voraus, die ihrerseits 
die wesentlichen Grundsätze des Ge­
meinschaftsrechts zu berücksichtigen 
hätten. 

Der Generalanwalt hat seine Schlußan­
träge in der Sitzung vom 13. Februar 
1980 vorgetragen. 

Entscheidungsgründe 

1 Durch Beschlüsse vom 7. März und 4. Mai 1979, beim Gerichtshof eingegan­
gen am 18. April beziehungsweise 16. Mai 1979, hat der Untersuchungsrich­
ter am Tribunal de Grande Instance Nanterre dem Gerichtshof gemäß 
Artikel 177 EWG-Vertrag Fragen nach der Auslegung der Verordnungen 
Nr. 803/68 vom 27. Juni 1968 (ABl. L 148, S. 6), 375/69 vom 11. Februar 
1969 (ABl. L 152, S. 1) und 1581/74 vom 24. Juni 1974 (ABl. L 168, S. 15) 
sowie einiger Bestimmungen des Abkommens zwischen der EWG und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft, im Namen der Gemeinschaft geschlos­
sen durch die Verordnung Nr. 2840/72 des Rates vom 19. Dezember 1972 
(ABl. L 300, S. 188), zur Vorabentscheidung vorgelegt. 

2 Diese Fragen stellen sich im Rahmen einer gerichtlichen Voruntersuchung 
gegen den Geschäftsführer der Firma Société à responsabilité limitée „Labo­
ratoires Sandoz" (nachstehend: Sandoz-Frankreich), dem vorgeworfen wird, 
für von der Muttergesellschaft, der in der Schweiz ansässigen Firma Sandoz 
AG (nachstehend: Sandoz-Schweiz), gekaufte Waren einen über dem Nor­
malpreis liegenden Wert als Zollwert angemeldet zu haben. Diese Käufe er-
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folgten zwischem dem 4. Januar 1971 und dem 9. November 1973 zu einem 
Gesamtwert von 89 929 024 FF. Die Zollbehörden erkannten jedoch nur 
einen Wert in Höhe von 53 142 943 FF an; aus der von ihnen durchgeführ­
ten Wertberechnung folgern sie, daß ein im Verhältnis zum Normalpreis er­
höhter Preis angemeldet worden sei, um Sandoz-Frankreich die rechtswid­
rige Übertragung von Kapital auf die schweizerische Muttergesellschaft zu 
ermöglichen. 

3 Der mit diesem Sachverhalt befaßte Untersuchungsrichter eröffnete gegen 
den Geschäftsführer die Voruntersuchung wegen rechtswidriger Kapital­
transfers ins Ausland und nicht erklärter Einfuhr verbotener Waren; diese 
Zuwiderhandlungen können nach Artikel 414 des französischen Code des 
Douanes mit Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten und einer Geldstrafe in 
Höhe des zweifachen Wertes des Gegenstands der Steuerhinterziehung be­
straft werden. Der Beschuldigte im Ausgangsverfahren hat die von der fran­
zösischen Zollverwaltung als Normalpreise berücksichtigten Preise sowohl 
hinsichtlich der angewandten Grundsätze als auch im Hinblick auf den tat­
sächlich festgestellten Betrag bestritten. Der Untersuchungsrichter hält die 
Verordnungen Nr. 803/68 und 375/69 sowie das Abkommen zwischen der 
EWG und der Schweizerischen Eidgenossenschaft im vorliegenden Fall für 
einschlägig und eine Auslegung dieser Rechtsvorschriften für erforderlich; er 
hat elf Fragen vorgelegt, deren erste ein grundsätzliches Problem aufwirft. 
Sie lautet wie folgt: 

„Erlauben es die Verordnungen (EWG) Nr. 803/68 des Rates vom 27. Juni 
1968 über den Zollwert der Waren, insbesondere die Artikel 1 bis 10 dieser 
Verordnung, sowie die Verordnung (EWG) Nr. 1581/74 der Kommission 
vom 24. Juni 1974 über die Anerkennung von Preisermäßigungen bei der 
Ermittlung des Zollwerts den zuständigen Behörden eines Mitgliedstaats, aus 
einem Drittstaat eingeführten Waren einen niedrigeren Zollwert als den bei­
zulegen, den der Importeur erklärt hat oder der sich — für nach dem In­
krafttreten der Verordnung (EWG) Nr. 375/69 der Kommission vom 27. Fe­
bruar 1969 durchgeführte Einfuhren — aus den vom Importeur gemachten 
Angaben über den Zollwert ergibt?" 

4 Zur Ergänzung der ersten Frage hat der Untersuchungsrichter eine elfte 
Frage vorgelegt, die folgenden Wortlaut hat: 

„Erlauben es Artikel 9 der Verordnung Nr. 803/68 des Rates und, hinsicht­
lich der Einfuhren, für die sie gelten, die Verordnung Nr. 375/69 der Kom­
mission und deren Anlage den zuständigen Behörden eines Mitgliedstaats, 
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zur Bestimmung des Zollwerts an dem in Rechnung gestellten Preis andere 
Berichtigungen nach unten als diejenigen vorzunehmen, die in den Num­
mern 18 bis 21 der vorgenannten Anlage genannt sind und die durch Fakto­
ren bestimmt werden, die sich vom Warenpreis unterscheiden, aber dennoch 
in dem in Rechnung gestellten Preis enthalten sind?" 

5 Diese beiden Fragen, von deren Beantwortung die Antworten auf die zweite 
bis achte und auf die zehnte Frage abhängen, gehen dahin, ob ein Mitglied­
staat den vom Importeur angemeldeten Zollwert herabsetzen darf. Hierauf 
ist im Lichte der Zielsetzungen, des Systems und des Wortlauts dieser Ver­
ordnungen zu antworten. 

6 Wie sich aus ihren Begründungserwägungen ergibt, liegt der Verordnung 
Nr. 803/68 über den Zollwert der Waren, die im Rahmen der Vertragsbe­
stimmungen über die Zollunion erlassen worden ist, eine zweifache, nämlich 
eine wirtschaftliche und eine steuerliche Zielsetzung zugrunde. 

7 Nach der sechsten Begründungserwägung muß „der Zollwert . . . in den Mit­
gliedstaaten einheitlich ermittelt werden, damit die Höhe des durch den Ge­
meinsamen Zolltarif geschaffenen Zollschutzes in der gesamten Gemein­
schaft gleich ist und auf diese Weise alle Verkehrs- und Tätigkeitsverlage­
rungen sowie alle Wettbewerbsverzerrungen vermieden werden, die sich aus 
Unterschieden zwischen den einzelstaatlichen Vorschriften ergeben könn­
ten". In der siebenten Begründungserwägung heißt es, daß „auch . . . jede 
Verlagerung von Zolleinnahmen verhindert und gegebenenfalls beseitigt wer­
den [muß]". 

s Die Berücksichtigung dieser beiden Zielsetzungen läßt den Schluß zu, daß 
die Verordnung vor allem die Unterbewertung der Waren im Hinblick auf 
die Anwendung des Gemeinsamen Zolltarifs verhindern soll, der bekanntlich 
fast ausschließlich wertabhängige Zölle enthält. Diese Schlußfolgerung liegt, 
was die Sicherung der ungeschmälerten Zolleinnahmen angeht, auf der 
Hand. Sie läßt sich ebenfalls aus den Begründungserwägungen betreffend 
Verkehrs- und Tätigkeitsverlagerungen sowie Wettbewerbsverzerrungen ab­
leiten, da diese wirtschaftlichen Auswirkungen nur als Folge eines Sinkens 
des relativen Niveaus des Zollschutzes in einigen Mitgliedstaaten aufgrund 
unterschiedlicher Kriterien bei der Bemessung des Zollwerts eingeführter 
Waren auftreten könnten. 
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9 Im Lichte dieser Zielsetzungen sind die einschlägigen Bestimmungen der 
Verordnung Nr. 803/68 sowie jene der Verordnung Nr. 375/69 der Kom­
mission zu prüfen, in denen auf der Grundlage der erstgenannten Verord­
nung die Regeln über die Anmeldung der Angaben über den Zollwert der 
Waren niedergelegt sind. 

io Nach Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung Nr. 803/68 wird der Zollwert „für 
die Anwendung des Gemeinsamen Zolltarifs" festgesetzt. Die Definition des 
„Zollwerts" und die Vorschriften, die seiner Bestimmung dienen, sind somit 
von dieser besonderen Funktion her zu verstehen. 

n Nach derselben Bestimmung ist der Zollwert der eingeführten Waren der 
normale Preis, das heißt, der Preis, der für diese Waren bei einem Kauf­
geschäft unter den Bedingungen des freien Wettbewerbs zwischen einem 
Käufer und einem Verkäufer, die voneinander unabhängig sind, erzielt wer­
den kann (Normalpreis)". Gemäß Artikel 9 kann der tatsächlich gezahlte 
oder der zu zahlende Preis als Grundlage für die Bestimmung des Normal­
preises angesehen werden. 

i2 In der Verordnung ist die Möglichkeit von Berichtigungen des so definierten 
Preises vorgesehen. Alle diese Berichtigungen sollen verhindern, daß die an­
gemeldeten Preise aufgrund der zwischen Käufer und Verkäufer bestehen­
den wirtschaftlichen Beziehungen zu niedrig angesetzt oder durch den 
Abzug von Kosten oder Belastungen vermindert werden, die nach der 
Verordnung nicht berücksichtigt werden dürfen. 

1 3 Die Vorschriften zur Anwendung der Verordnung Nr. 803/68 wurden ge­
mäß dem Verfahren des Artikels 17 dieser Verordnung mit der Verordnung 
Nr. 375/69 der Kommission erlassen. Die letztgenannte Verordnung legt die 
dem Importeur in diesem Bereich obliegenden Pflichten sowie die Befugnisse 
der Zollverwaltung fest. Nach Artikel 1 Absatz 1 müssen die Anmelder „die 
Angaben über den Zollwert" entsprechend dem in der Anlage zu der Ver­
ordnung enthaltenen Fragebogen machen. Gemäß Artikel 1 Absatz 2 brau­
chen zusätzliche Angaben nur auf Verlangen der Zollstelle gemacht zu wer­
den, insbesondere wenn es sich um eine Einfuhr aufgrund eines Geschäftes 
zwischen einem Käufer und einem Verkäufer handelt, die voneinander ab­
hängig sind. Nach diesen Vorschriften hat der Importeur somit gegenüber 
der Zollverwaltung nach Treu und Glauben die der Festsetzung des Zoll­
werts dienenden Angaben zu machen, während weitergehende Nachprüfun­
gen in den Tätigkeitsbereich der Zollverwaltung fallen. 
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i4 Der in Artikel 1 der Verordnung Nr. 375/69 genannte Fragebogen nennt als 
Angaben, die der Anmelder zu machen hat: 

a) den in Rechnung gestellten Preis als Berechnungsgrundlage; 

b) zum Zoliwert gehörende Faktoren, die in dem in Rechnung gestellten 
Preis nicht enthalten sind und deren Kosten vom Verkäufer zu tragen 
sind; 

c) nicht zum Zollwert gehörende Faktoren, die in dem in Rechnung gestell­
ten Preis enthalten sind und deren Kosten der Importeur zu tragen hat; 

d) einen Berichtigungssatz, der nur auf den Preis und nur in Form einer 
Anhebung angewandt wird. 

Demgemäß geht die Zollverwaltung bei der Berechnung des Zollwerts vom 
in Rechnung gestellten Preis (a) aus — der gegebenenfalls, jedoch aus­
schließlich nach oben, berichtigt wird (d) — und prüft sodann die außerhalb 
des Preises liegenden Faktoren, die sie anheben oder herabsetzen kann; diese 
fügt sie dem in Rechnung gestellten Preis hinzu, wenn es sich um vom Ver­
käufer zu tragende Kosten handelt (b), oder zieht sie von diesem Preis ab, 
wenn es sich um vom Importeur zu tragende Kosten handelt (c). Demzu­
folge besteht der Zollwert im wesentlichen aus dem Rechnungspreis, der nur 
nach oben berichtigt werden kann, und aus den außerhalb- des Preises liegen­
den Faktoren, die angehoben oder herabgesetzt werden können und um die 
die Zollverwaltung den Rechnungspreis erhöhen oder vermindern kann. 

is Schließlich ist darauf hinzuweisen, daß die in der ersten Frage des vorlegen­
den Richters genannte Verordnung Nr. 1581/74 im vorliegenden Fall nicht 
einschlägig ist, da sie erst nach dem in Rede stehenden Sachverhalt erlassen 
worden ist und im übrigen in keiner Weise die Möglichkeit einer Herabset­
zung des Zollwerts betrifft. 

i6 Die Prüfung der Zielsetzungen des Systems und der praktischen Mechanis­
men der beiden Verordnungen zeigt somit, daß die Modalitäten der Bestim­
mung des Zollwerts im Hinblick auf die Erfüllung einer spezifischen· Aufgabe 
im Rahmen der Zollunion festgelegt worden sind. Daraus folgt, daß es sich 
— vorbehaltlich von Ausnahmen, die sich aus dem Gefüge des Gemeinsamen 
Zolltarifs selbst oder aus gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften ergeben, mit 
denen besondere, von den Zielsetzungen des Gemeinsamen Zolltarifs abwei­
chende Ziele verfolgt werden — bei den Änderungen des Zollwerts nach den 
vorerwähnten Verordnungen um Änderungen nach oben handelt, durch die 
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Verkehrs- und Tätigkeitsverlagerungen sowie Wettbewerbsverzerrungen, die 
sich als' Folge einer Unterbewertung dieser eingeführten Waren ergeben wür­
den, vermieden werden sollen und durch die sichergestellt werden soll, daß 
die Zolleinnahmen der Gemeinschaft nicht geschmälert werden. Aus dem 
Charakter der betreffenden Vorschriften als Spezialvorschriften ergibt sich 
ebenfalls, daß die Feststellung des Zollwerts nach den Grundsätzen der Ver­
ordnungen Nr. 803/68 und 375/69 nicht die Verpflichtung der Steuerverwal­
tungen dér Mitgliedstaaten zur Folge hat, diesen Wert für andere Zwecke als 
die Anwendung des Gemeinsamen Zolltarifs als verbindlich anzuerkennen. 

i7 Arbeitet ein Unternehmen, das zu einem anderen Unternehmen oder zu 
einer Unternehmensgruppe gehört, deren Leitung sich außerhalb des betref­
fenden Mitgliedstaats befindet, in seinen Beziehungen zu dieser Unterneh­
mensleitung oder zu anderen, derselben Gruppe angehörenden Unternehmen 
mit Preisen, deren Anwendung eine rechtswidrige Kapital- oder Gewinnver­
lagerung mit sich bringen könnte, so ist es Sache des betreffenden Mitglied­
staats, die geeigneten Maßnahmen zu ergreifen, um derartige Machenschaf­
ten festzustellen sowie gegebenenfalls nach seinen Steuergesetzen und nicht 
durch Anwendung der gemeinschaftsrechtlichen Bestimmungen über den 
Zollwert zu ahnden. 

is Auf die erste und elfte Frage ist daher zu antworten, daß die Verordnung 
Nr. 803/68 des Rates vom 27. Juni 1968 über den Zollwert, insbesondere die 
Artikel 1 bis 10 dieser Verordnung, und die Verordnung Nr. 375/69 vom 
27. Februar 1969 dahin auszulegen sind, daß die Herabsetzung des Rech­
nungspreises von aus einem Drittstaat eingeführten Waren durch die zustän­
digen Behörden eines Mitgliedstaats nicht den Zielsetzungen entspricht, die 
den Vorschriften über die Bestimmung des Zollwerts der Waren zugrunde 
liegen. 

i9 In Anbetracht der Antwort auf die erste und die elfte Frage sind die nur für 
den Fall einer Bejahung dieser beiden Fragen gestellten Fragen zwei bis acht 
und zehn gegenstandslos. 

20 Zu beantworten bleibt die neunte Frage, die wie folgt lautet: 

„a) Verbietet Artikel 13 des Abkommens zwischen der EWG und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 22. Juli 1972 (Verordnung Nr. 
2840/72 des Rates vom 19. 12. 1972), der im Verhältnis zwischen der 
Gemeinschaft und der Schweiz Maßnahmen mit gleicher Wirkung wie 
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mengenmäßige Einfuhrbeschränkungen verbietet, den zuständigen Be­
hörden eines Mitgliedstaats damit nicht auch, den erklärten oder den 
sich aus dem vom Importeur gemachten Angaben ergebenden Wert her­
abzusetzen? 

b) Gestattet es Artikel 13 insbesondere, daß ein Importeur mit Sitz in 
einem Mitgliedstaat der EWG mit erheblichen Geld- und Freiheitsstra­
fen belegt wird, der seinen Verpflichtungen gerecht geworden ist, indem 
er den zuständigen nationalen Behörden die in der Verordnung 
Nr. 375/69 der Kommission vom 27. Februar 1969 vorgeschriebenen 
Angaben wahrheitsgemäß und vollständig gemacht hat, wenn unstreitig 
ist, daß die Waren dem Käufer tatsächlich in der in der Rechnung ange­
gebenen Qualität und Menge geliefert worden sind und daß der Ver­
käufer den in Rechnung gestellten Preis vollständig erhalten hat?" 

2i Die Frage 9a geht dahin, ob die Herabsetzung des erklärten oder des sich 
aus den vom Importeur gemachten Angaben ergebenden Wertes durch die 
zuständige Behörde eines Mitgliedstaats eine nach dem Abkommen zwischen 
der EWG und der Schweizerischen Eidgenossenschaft verbotene Maßnahme 
mit gleicher Wirkung wie eine mengenmäßige Beschränkung darstellt. Nach 
Artikel 13 Absatz 2 dieses Abkommens werden Maßnahmen gleicher Wir­
kung wie mengenmäßige Einfuhrbeschränkungen spätestens bis zum 1. Ja­
nuar 1975 beseitigt, sind also erst seit diesem Tag verboten; daher ist es 
Sache des vorlegenden Richters zu entscheiden, ob die dem Beschuldigten 
vorgeworfenen Handlungen — die zwischen dem 4. Januar 1971 und dem 
9. November 1973 liegen — nach diesem Abkommen zu beurteilen sind. 

22 Ihrem Gegenstand nach ist die Frage 9a mit den Fragen 1 und 11 vergleich­
bar; entsprechend der Beantwortung jener Fragen und der sie tragenden 
Gründe ist diese im Hinblick auf das Abkommen zwischen der EWG und 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft gestellte Frage in gleicher Weise zu 
beantworten. 

23 Die Frage 9b geht dahin, ob es Artikel 13 des Abkommens zwischen der 
EWG und der Schweizerischen Eidgenossenschaft gestattet, daß ein Mit­
gliedstaat einen Importeur, der seinen Verpflichtungen gerecht geworden ist, 
indem er die in der Verordnung Nr. 375/69 vorgeschriebenen Angaben 
wahrheitsgemäß und vollständig gemacht hat, mit erheblichen Geld- und 
Freiheitsstrafen belegt. 
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24 Aus den Erwägungen zur Beantwortung der Fragen 1 und 11 ergibt sich 
folgendes: Wenn ein Importeur das in der Anlage zur Verordnung 
Nr. 375/69 enthaltene Formblatt genau und vollständig ausgefüllt hat, wenn 
unstreitig ist, daß die Waren dem Käufer tatsächlich in der in der Rechnung 
angegebenen Qualität und Menge geliefert worden sind und daß der Ver­
käufer den in Rechnung gestellten Preis vollständig erhalten hat, und wenn 
dem Importeur nicht vorgeworfen wird, von den Zollbehörden möglicher­
weise verlangte nähere Angaben nicht gemacht zu haben, so hat er gegen 
keine der Pflichten verstoßen, die ihm nach den gemeinschaftsrechthchen 
Vorschriften über den Zollwert der Waren und nach Artikel 13 des Abkom­
mens zwischen der EWG und der Schweizerischen Eidgenossenschaft oblie­
gen. Dagegen richten sich die Rechtsfolgen in anderen Bereichen - etwa im 
übrigen Abgabenrecht mit Ausnahme des Zollrechts - , die nicht durch von 
den Gemeinschaftsorganen erlassene Bestimmungen geregelt sind, nach dem 
Recht des jeweiligen Mitgliedstaats. 

K o s t e n 

25 Die Auslagen der französischen Regierung, der Regierung der Bundesrepu­
blik Deutschland, der Regierung des Vereinigten Königreichs und der Kom­
mission der Europäischen Gemeinschaften, die Erklärungen beim Gerichts­
hof eingereicht haben, sind nicht erstattungsfähig. Für die Beteiligten des 
Ausgangsverfahrens ist das Verfahren vor dem Gerichtshof ein Teil des vor 
dem innerstaatlichen Gericht anhängigen Strafverfahrens; die Kostenent­
scheidung ist daher Sache dieses Gerichts. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF 

auf die ihm vom Untersuchungsrichter am Tribunal de Grande Instance 
Nanterre mit Beschlüssen vom 7. März und 14. Mai 1979, bei der Kanzlei 
des Gerichtshofes eingegangen am 18. April beziehungsweise 16. Mai 1979, 
vorgelegten Fragen für Recht erkannt: 

1. Die Verordnung Nr. 803/68 des Rates vom 27. Juni 1968 über den 
Zollwert, insbesondere die Artikel 1 bis 10 dieser Verordnung, und die 
Verordnung Nr. 375/69 vom 27. Februar 1969 sind dahin auszulegen, 
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daß die Herabsetzung des Rechnungspreises von aus einem Drittstaat 
eingeführten Waren durch die zuständigen Behörden eines Mitglied­
staats nicht den Zielsetzungen entspricht, die den Vorschriften über 
die Bestimmung des Zollwerts der Waren zugrunde liegen. Die gemäß 
diesen Verordnungen vorgenommene Festsetzung des Zollwerts ver­
pflichtet die Steuerverwaltungen der Mitgliedstaaten jedoch nicht, die­
sen Wert für andere Zwecke als die Anwendung des Gemeinsamen 
Zolltarifs als verbindlich anzuerkennen. 

2. Das gleiche gilt im Rahmen von Artikel 13 des Abkommens zwischen 
der EWG und der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 22. Juli 
1972. 

3. Wenn ein Importeur das in der Anlage zur Verordnung Nr. 375/69 
enthaltene Formblatt genau und vollständig ausgefüllt hat, wenn un­
streitig ist, daß die Waren dem Käufer tatsächlich in der in der Rech­
nung angegebenen Qualität und Menge geliefert worden sind und daß 
der Verkäufer den in Rechnung gestellten Preis vollständig erhalten 
hat, und wenn dem Importeur nicht vorgeworfen wird, von den Zoll­
behörden möglicherweise verlangte nähere Angaben nicht gemacht zu 
haben, so hat er gegen keine der Pflichten verstoßen, die ihm nach 
den gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften über den Zollwert der Wa­
ren und nach Artikel 13 des Abkommens zwischen der EWG und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft obliegen. Dagegen richten sich die 
Rechtsfolgen in anderen Bereichen — etwa im übrigen Abgabenrecht 
mit Ausnahme des Zollrechts —, die nicht durch von den Gemein­
schaftsorganen erlassene Bestimmungen geregelt sind, nach dem 
Recht des jeweiligen Mitgliedstaats. 

Kutscher O'Keeffe Touffait Mertens de Wilmars Pescatore 

Mackenzie Stuart Bosco Koopmans Due 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 24. April 1980. 

Der Kanzler 

A. Van Houtte 

Der Präsident 

H. Kutscher 
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